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Theresianumm Ingenbohl:: Generierendess Lernenn auff Sekundarstufee 11 undd 22 

Das Theresianum konzentriert
sich als Privatschule seit über 140
Jahren erfolgreich auf die Ausbil-
dung von Frauen. Untersuchungen
zeigen, dass Frauen in reinen
Frauengruppen mehr Eigeninitia-
tive zeigen, viel offener, kreativer
und aktiver sind als in gemischten
Klassen.
____________________________________ 

Orientierungsschule
7. bis 9. Schuljahr 
Dem Lernarrangement liegt die Idee zu
Grunde,
- dass echte Bedürfnisse die Lust auf 

Lernen wecken, 
- dass Lernende, die für eine konkrete 

Aufgabe selber ein persönliches Wis-
sensdefizit feststellen, dieses gerne 
beheben wollen,

- dass Lernende, die ihre Zeiteinteilung,
Lerngeschwindigkeit und Lösungswe-
ge selber regeln können, lieber, in-
tensiver und effektiver arbeiten. 

Auf ihrem schulischen Weg werden die 
Mädchen jederzeit von fachlich und 
menschlich kompetenten und erfahre-
nen Lehrpersonen (Coaches) begleitet. 
Die Orientierungsschule hilft der Schü-
lerin, die eigenen Neigungen und Be-
rufswünsche zu erkennen, und fördert
sie durch frei wählbare persönliche
Lernschwerpunkte und die individuelle
Lerngeschwindigkeit. 

Fachmittelschule
Dauer: 3 Jahre im Anschluss an das 9.
Schuljahr.  
Abschluss: Fachmittelschul-Ausweis
mit gesamtschweizerischer Anerken-
nung.  
Neues Lernsystem «Projekt-Orientiertes 
Lernen»: POL ist unser methodisches
Vorgehen zur gezielten Erarbeitung von
Lerninhalten in Kleingruppen. Es be-
steht aus einer Kombination von Unter-
richt, Selbststudium und gemeinsamen
Projektarbeiten. Im 2. und 3. Jahr wählt
die Schülerin ein Berufsfeld, das ihrem
Berufsziel oder ihren Fähigkeiten ent-
spricht: Gestaltung und Kunst, Ge-
sundheit und Soziales, Pädagogik. 

Gymnasium  
Dauer: 4 Jahre im Anschluss an das 8.
Schuljahr
Abschluss: Eidgenössisch anerkannte
Matura 
Wählbare Schwerpunktfächer: Latein; 
Psychologie, Pädagogik, Philosophie;

Bildnerisches und Technisch Ange-
wandtes Gestalten sowie Kunstge-
schichte; Biologie und Chemie.  

Bilinguale Matura Deutsch/Englisch
Neben der deutschsprachigen Matura
wird auch eine bilinguale Maturität in
Deutsch/Englisch angeboten. Dieses
Modell enthält u. a. 5 Jahreslektionen 
zusätzlich in Englisch, 18 Jahreslektio-
nen Mathematik und Geschichte in Eng-
lisch sowie (je nach Möglichkeit) ein 
Ferien-/Sozialpraktikum in einem eng-
lischsprachigen Land, ein Schulaus-
tausch in einem englischsprachigen
Land. 

Esther, 15: Ich habe gecheckt, dass
Schule in meinem Alter wichtig ist. 

Salome, 18: In der FMS lerne ich, selb-
ständig zu lernen und grössere Aufträ-
ge selbst einzuteilen. Dadurch habe ich
auch gelernt mit Stresssituationen um-
zugehen. 

Internat
Lernen und Wohnen am gleichen Ort
gibt der Schülerin die optimale Freiheit, 
ihre Zeit selber einzuteilen und dann zu
lernen, wenn es ihr am leichtesten fällt.  
Das Zusammenleben in einer grossen 
Gemeinschaft mit Gleichaltrigen ist für
viele eine Bereicherung. 

Jolanda, 18: Im Internat lerne ich Selb-
ständigkeit, Zusammenarbeit, auf ande-
re Leute zugehen und einander helfen. 
Für mich ist es eine wichtige persönli-
che Weiterentwicklung. Im Internat
habe ich auch vermehrt gelernt, meine
Meinung zu äussern.

Frauen aus geschlechtsspezifischen 
Schulen steigen selbstsicherer in die 
Berufswelt ein und wählen aus einem 

breiteren Berufsspektrum aus als ihre
Kolleginnen aus gemischtgeschlechtli-
chen Schulen. Eine deutsche Studie 
belegt z. B., dass 40% der Universitäts-
absolventinnen in Chemie und Infor-
matik zuvor eine Mädchenschule be-
sucht haben.

Ganzheitliche Bildung
Wir streben eine ganzheitliche Bildung
an, bei der es uns nicht nur um Wissen 
und die Förderung von Fähigkeiten 
und Fertigkeiten geht, sondern auch 
um die Entwicklung von Haltungen
und Einstellungen. Die Bereitschaft zu
Selbstreflexion und lebenslangem
Lernen ist uns ein Grundanliegen. 
Dazu gehört die Beschäftigung mit
berufs-, bildungs- und gesellschaftspo-
litischen Fragen, die zu einem echten
Engagement führen soll.

Unsere Schule steht allen Konfessio-
nen offen. Zurzeit sind im Theresia-
num 310 Schülerinnen, wovon 75 im 
Internat leben. Zu unserem Bildungs-
angebot gehören Gymnasium (auf
Wunsch bilinguale Matura
Deutsch/Englisch), Fachmittelschule 
(FMS) und eine Orientierungsstufe für
das 7., 8. und 9. Schuljahr.

Wir verfügen über ein Sporthaus
(Olympiaschwimmbecken, Zweifach-
turnhalle), Musikhaus, Bibliothek, EDV, 
Internet, Internat, Cafeteria und sind
gut mit dem öffentlichen Verkehr er-
reichbar.

Schulgeld: Mit den Kantonen Schwyz, 
Uri, Nid- und Obwalden sowie dem
Fürstentum Liechtenstein bestehen
Vereinbarungen zur Übernahme des
Schulgeldes für gewisse Ausbildungen.

Klosterstrasse 14, CH-6440 Brunnen, Telefon 041 825 26 00, sekretariat@theresianum.ch, www.theresianum.ch 
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Gemeinsam die 
Wirkung steigern 

Viktor Moser

«Case Management» – vergeblich warten wir auf eine vernünftige
deutsche Übersetzung dieses oft gebrauchten Begriffs. Gehört er
gar zu jenen unsäglichen Anglizismen, mit denen Wichtigtuer nur
allzu oft um sich werfen? Nein, die Übersetzungsschwierigkeiten
dürften in erster Linie damit zusammenhängen, dass verschiedene
Vorstellungen über Case Management bestehen. Eine allgemein ak-
zeptierte, verständliche Definition lässt sich nirgends finden.
Und doch: Eigentlich ist das Ganze gar nicht so kompliziert. Die
vor gut dreissig Jahren in den USA entwickelte Methode umfasst

zwei Hauptstränge: einerseits die Kooperation mit der Klientin bzw. dem Klienten, ander-
seits die Steuerung des Zusammenspiels aller beteiligten Institutionen und Personen. Die-
se Funktionen folgen einem genau festgelegten, mehrstufigen Verfahren, wie der Luzer-
ner Dozent für Case Management, Roland Woodtly, in seinem Beitrag (Seite 4ff.) aufzeigt.
In diesem Prozess ist es entscheidend, die betroffenen Menschen zu ermutigen, ihre
Ressourcen zu erkennen, zu stärken, gezielt einzusetzen. Das Ziel ist klar: mehr Wirkung
– weniger Reibungsverluste.
Wie wird jemand Case Manager oder Case Managerin? Auf jeden Fall nicht von einem Tag
auf den anderen. Ebenso eindeutig wie der Prozessablauf sind die Anforderungen, auch
wenn es sich eher um eine Funktion als um eine Berufsbezeichnung handelt. Gefragt sind
erfahrene Fachleute mit einem ganzen Bündel an Qualifikationen: Prozesse gestalten und
steuern, fachübergreifend zusammenarbeiten, die Angebote der beteiligten Institutionen
kennen, vielschichtige Situationen analysieren und Handlungsschritte ableiten, Interessen
vernetzen, um nur einige der zahlreichen Kompetenzen zu erwähnen. Nicht von ungefähr
bieten denn auch verschiedene Fachhochschulen Lehrgänge für Case Managerinnen und
Case Manager an.
Ursprünglich auf das Sozial- und Gesundheitswesen begrenzt, «erobert» Case Manage-
ment zusehends weitere Aktionsfelder. Je komplexer unsere Lebens- und Arbeitswelt
wird, umso lauter wird der Ruf nach Generalistinnen und Generalisten, welche den nöti-
gen Überblick haben. In diesem Sinne ist Case Management die Folge einer immer stärker
ausgeprägten Arbeitsteilung. Mit dem Ausbau der interinstitutionellen Zusammenarbeit
zwischen Arbeitsmarktbehörden, Invalidenversicherung, kommunalen Sozialämtern und
auch Berufsberatung erfasst es neue Berufsgruppen. Schon in naher Zukunft werden aus
dem Kreis der regionalen Arbeitsvermittlungszentren (RAV) und der Berufs- und Lauf-
bahnberatungsstellen mehr und mehr Case Managerinnen und Case Manager hervor-
gehen.
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Koordinieren – vernetzen 

– ermächtigen

«Case Management» – dieser Begriff aus dem Sozial- und Gesundheitswesen – ist ebenso
geläufig wie verschwommen. Es handelt sich jedoch um ein differenziertes, klar struk-
turiertes Verfahren, welches die Interessen der Klientinnen und Klienten sowie der be-
teiligten Institutionen und Berufe koordiniert. Grenzen überwinden und die betroffenen
Menschen stärken gehören zu den wichtigsten Erfolgsfaktoren.

WAS IST UND WILL CASE MANAGEMENT? 

Roland Woodtly

D O S S I E R Schaltstelle Case Management

Case Management spielt sich hauptsächlich auf zwei Ebenen ab:
Die Kooperation mit den Klientinnen und Klienten und die Steue-
rung des Zusammenwirkens aller beteiligten Institutionen und Be-
rufe. In diesem Gesamtzusammenhang liefert es den methodischen
Rahmen, damit in komplexen Problemsituationen wirksam gehol-
fen werden kann. Gemeinsam ist diesen Situationen, dass mehrere
Akteure involviert sind und dass die Leistungen sowie deren Anbie-
ter koordiniert werden müssen.
Case Management besteht aus einer Folge von Prozessschritten:
1. Assessment: Durch die Aufnahme des Istzustandes und der vor-

handenen Ressourcen wird die Ausgangslage in strukturierter
und standardisierter Form erfasst.

2. Handlungsplanung: Ziele und Massnahmen werden gemeinsam
erarbeitet und definiert. Weiter wird bestimmt, wer für die Um-
setzung verantwortlich ist und wie der Zeitrahmen aussieht. In
der Regel hält ein schriftlicher Vertrag diese Vereinbarungen fest. 

3. Realisierung und Steuerung: Die Hilfeleistungen erfolgen ge-
mäss den vertraglich vereinbarten Zielen. Die Leistungserbrin-
gung wird in Zusammenarbeit mit allen Beteiligten koordiniert.
Zu diesem Prozessschritt gehört auch die Kontrolle der Umset-
zung, das so genannte Monitoring.

4. Evaluation: Es wird überprüft, ob die Ziele erreicht worden sind.
Im Weiteren wird die Zusammenarbeit der am Hilfeleistungspro-
zess Beteiligten ausgewertet.

Case Management steuert Prozessabläufe und stellt Weichen.



PA
N

O
R

A
M

A
1|

20
06

5

Diese Methodik deutet darauf hin, dass Case Management an sich
keine neue Fachdisziplin, sondern eine Kombination von bekann-
ten Vorgehensweisen ist: «Nicht viel am Case Management ist
wirklich neu. Es wurzelt in der Tradition der Sozialarbeit und der
Gemeindekrankenpflege. Es entlehnt seine Verfahren grossenteils
von anderen Methoden (…). Neu ist jedoch, wie diese Techniken
zusammengestellt und organisiert werden.»1

Eine komprimierte und zugleich umfassende Definition liefert das
Netzwerk Case Management Schweiz: «Case Management ist ein
spezifisches Verfahren zur koordinierten Bearbeitung komplexer
Fragestellungen im Sozial-, Gesundheits- und Versicherungsbe-
reich. In einem systematisch geführten, kooperativen Prozess wird
eine auf den individuellen Bedarf abgestimmte Dienstleistung er-
bracht bzw. unterstützt, um gemeinsam vereinbarte Ziele und Wir-
kungen mit hoher Qualität effizient zu erreichen. Case Manage-
ment stellt einen Versorgungszusammenhang über professionelle
und institutionelle Grenzen hinweg her. Es respektiert die Auto-
nomie der Klientinnen und Klienten, nutzt und schont die
Ressourcen im Klient- sowie im Unterstützungssystem.»2

BINDEGLIED IN EINEM HOCH KOMPLEXEN SYSTEM

In der Bearbeitung von Mehrfachproblematiken ermöglicht Case
Management eine zielorientierte Arbeitsweise. Der arbeitsteilige

Kooperationsprozess mit Klientinnen und Klienten sowie weiteren
Beteiligten wird systematisiert. Gleichzeitig regeln die Leistungs-
erbringer im Versorgungssystem auf verbindliche Weise ihre Zu-
sammenarbeit.
Im Rahmen von Case Management beschränkt sich folglich die
Professionalität nicht auf umfangreiches Wissen und Erfahrungen
mit spezifischen Klientensituationen. Angesichts der Wandelbar-
keit und Vielfalt der Problemstellungen sind die Hilfeleistungen
als solche sowie die Prozesse beim Erbringen dieser Leistungen
systematisch und institutionsübergreifend zu gestalten. Aus die-
sem Grunde geht es nicht allein um die Klientinnen und Klienten
oder die Versicherten und Patienten bzw. Patientinnen mit ihren
verschiedenen Problemlagen, sondern auch um die Akteurinnen
und Akteure, welche die Leistungen erbringen, ihre Denk- und
Handlungsmethoden, die Art und Weise, wie sie ihre Dienstlei-
stungen strukturieren und organisieren.
Case Management gewährleistet für die Bearbeitung von Mehr-
fachproblematiken und von komplexen Leistungserbringungs- 
und Koordinationsprozessen einen logisch strukturierten
Verfahrensablauf. Zudem legt es grossen Wert auf zeitgemässe
Arbeitsprinzipien wie Ressourcen-, Klienten-, Nachfrage- und
Teamorientierung. Wesentlich ist auch die Verbindlichkeit der
Kooperationsbeziehungen. Darüber hinaus bietet es für die Funk-
tionen der Case Managerin bzw. des Case Managers ein breites
Spektrum an Handlungsmöglichkeiten. 
Das Verfahren kann dort am wirkungsvollsten eingesetzt werden,
wo die erforderlichen betrieblichen Rahmenbedingungen vorhan-
den sind. Dazu gehören ein institutioneller Auftrag zur Anwendung
des Verfahrens sowie entsprechende Strategien, Konzepte und Ar-
beitsabläufe. Darüber hinaus soll die interdisziplinäre Zusammen-
arbeit mit externen Leistungserbringern optimiert werden.
Case Management ist das Bindeglied zwischen Klientinnen und
Klienten, deren privatem und beruflichem Umfeld sowie den Kos-
tenträgern und dem Gemeinwesen in einem hochgradig arbeits-
teiligen und komplexen Gesundheits-, Sozial- und Versicherungs-
system. Innerhalb eines kontinuierlichen Prozesses mit einem
gemeinsam und transparent definierten Ziel verbessert es die
Kommunikation und Koordination zwischen allen involvierten Ak-
teuren und vereinigt die vielfältigen Interessenlagen. Die gegen-
seitige Abgrenzung der einzelnen spezialisierten Berufe soll über-
wunden werden. Der Klient und die Klientin sowie bei Bedarf das
sie umgebende Umfeld werden in die Entscheidungsprozesse als
Vertragspartner mit einbezogen. Case Management orientiert sich
am Prinzip des Empowerment (Menschen stärken) und zeichnet
sich aus durch eine ressourcenorientierte Haltung.3

1 Wendt Wolf Rainer, Case Management im Sozial- und Gesundheitswesen,
1999 Freiburg im Breisgau

2 Noch nicht autorisierte Definition des Netzwerkes Case Management
Schweiz

3 Noch nicht autorisierte Definition des Netzwerkes Case Management
Schweiz

Netzwerk, Ausbildungsmöglichkeiten

Der Verein «Netzwerk Case Management Schweiz» wurde im März
2004 gegründet und verfolgt unter anderem folgende Ziele:
• Förderung des Case Managements und seiner Anwendung in al-

len Bereichen des Gesundheits- und Sozialwesens
• Förderung des Fachwissens und des Rollenverständnisses der

Case Managerinnen und Manager
• Förderung und Anerkennung von Weiterbildungsangeboten im

Bereich Case Management
Diese Ziele sollen unter anderem durch die Wahrnehmung folgen-
der Aufgaben verfolgt werden:
• Entwicklung von Standards
• Definition eines Kompetenzprofils für die Case Managerinnen

und Manager
• Entwicklung von Standards und Richtlinien für die Weiterbildung

im Bereich Case Management
• Anerkennung, Zertifizierung und Registrierung im Bereich Case

Management
Kontakt: info@netzwerk-cm.ch

Folgende Institutionen bieten Ausbildungen in Case Management
an (Auswahl):
Hochschulen für Soziale Arbeit Luzern und Bern (Kompetenzzen-
trum für Case Management). Zertifikatslehrgang «Case Manage-
ment» – Abschluss mit Fachhochschuldiplom (25 Ausbildungstage).
www.hsa.fhz.ch und www.hsa.bfh.ch 
Weiterbildungszentrum für Gesundheitsberufe WE’G. Nachdiplom-
studium «Case Manager/innen im Gesundheitswesen» (ca. 70 Aus-
bildungstage). www.weg-edu.ch 
Zürcher Hochschule Winterthur (WIG). Nachdiplomkurs «Case
Management» (12 Ausbildungstage). www.wig.zhwin.ch
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BERUFLICHE KOMPETENZEN ERWEITERN

Zu Beginn der 70er-Jahre fand im Sozial- und Gesundheitsbereich
ein entscheidender Paradigmawechsel statt. Bis dahin erfolgte die
Betreuung von betagten, sozial auffälligen, psychisch kranken und
behinderten Menschen weit gehend in stationären Einrichtungen.
Allmählich setzte sich jedoch die Überzeugung durch, dass diese
Menschen ambulant ebenso gut versorgt werden könnten und
dass ihre Probleme in ihrem eigenen sozialen Umfeld häufig bes-
ser zu lösen seien. Unvermittelt sahen sich vor allem die sozialen
Dienste konfrontiert mit einer grossen Anzahl Menschen, die am-
bulant betreut werden mussten. Rasch stiessen sie an die Grenzen
ihrer Leistungsfähigkeit. Eine Vielzahl von neuen Stellen wurde
geschaffen, eine noch grössere Zahl von sozial Tätigen in das Hil-
fesystem involviert. Vor diesem Hintergrund wurde in den USA
das Case Management entwickelt. Die fachliche Basis bildete dafür
die methodische Einzelfallhilfe (case work) der professionellen
Sozialarbeit. Diese hat Case Management sowohl damals wie auch
heute verstanden als eine Erweiterung und Vertiefung des metho-
dischen Handlungsrepertoires und damit als Weiterentwicklung
der beruflichen Kompetenzen.
Längst wurde Case Management erkannt als ein Verfahren, das in
verschiedenen Berufsfeldern und Zusammenhängen angewendet
werden kann wie im Sozialbereich, im Gesundheits- und Versiche-
rungsbereich, in der beruflichen Integration und Rehabilitation
usw. Berufstätige in diesen Fachgebieten können teilweise auf
ähnliche, im Rahmen der beruflichen Bildung erworbene Fach-
und Methodenkompetenzen zurückgreifen. Beteiligt sind auf der
anderen Seite aber auch Berufsleute, die nicht dieselben Qualifi-
kationen aufweisen. Mit Case Management befassen sich heute
also Akteurinnen und Akteure mit unterschiedlichen fachlichen
Voraussetzungen. Sie verfügen über jeweils spezifische Berufs-
kompetenzen und arbeitsfeldspezifische Kenntnisse.

WAS MÜSSEN CASE MANAGER KÖNNEN?

Bis heute gibt es in der Schweiz kein anerkanntes oder gar ver-
bindliches Kompetenzprofil für Case Managerinnen und Manager.
Ein solches lässt sich jedoch über die festgeschriebenen Ausbil-
dungsziele verschiedener Weiterbildungsangebote ableiten.4 Es
umfasst folgende Fähigkeiten: 
• Methodisches, systematisches und zielorientiertes Denken und

Handeln
• Verfahrenskompetenz für die Umsetzung der einzelnen Hand-

lungsschritte im Case Management
• Komplexe und intransparente Situationen erkennen, erfassen,

analysieren, daraus adäquate Schlüsse ziehen und Handlungs-
schritte ableiten

• Kommunikationskompetenz und gutes Verhandlungsgeschick
• Ressourcen erkennen und nutzbringend einsetzen

• Eine professionelle Vertrauensbeziehung aufbauen
• Interdisziplinäre Kooperationen planen und gestalten
• Das soziale, sozialversicherungsrechtliche und gesundheitliche

Dienstleistungssystem kennen
• Administrative Kompetenzen für die Bewältigung des Leistungs-

erbringungsprozesses und die Falldokumentation
• Prozesse gestalten und steuern
• Betriebliche Zusammenhänge verstehen, institutionelle Rah-

menbedingungen für die Einführung von Case Management er-
kennen und deren Gestaltung anregen

Case Managerinnen und Manager sollen qualifiziert werden für
die Umsetzung von Case Management unter verschiedenen Rah-
menbedingungen und unabhängig vom Anwendungsbereich, zu
welchem in der Regel noch spezifische Fachkenntnisse benötigt
werden.

KEIN BERUF, SONDERN FUNKTION

Wie lässt sich Case Management erlernen? Auf der Basis ihrer be-
reits erworbenen beruflichen Kompetenzen bilden sich Fachkräfte
gezielt weiter, um die erwähnte generalistische Funktion wahr-
nehmen zu können. Professionalität heisst nicht ein neues Berufs-
bild schaffen, sondern dafür besorgt sein, dass das formal in der
Schweiz zwar noch nicht festgeschriebene, aber doch klar erkenn-
bare Kompetenzprofil erfüllt werden kann. Interdisziplinarität und
die Überwindung von institutionellen Grenzen haben im Case
Management zentrale Bedeutung. Sie sind ein wesentlicher Er-
folgsfaktor. Anzustreben sind deshalb Weiterbildungen mit inter-
disziplinär zusammengesetzten Kursgruppen, in denen die inter-
institutionelle und interprofessionelle Zusammenarbeit geübt und
gelebt werden kann. Demzufolge geht es darum, Fachkräfte mit
unterschiedlichen beruflichen Voraussetzungen und spezifischen
Kenntnissen gemeinsam zur Kooperation zu befähigen.
Ein zentrales Wesensmerkmal im Case Management ist die Zu-
sammenarbeit von verschiedenen Akteurinnen und Akteuren, Be-
rufen und Institutionen. Im Vordergrund steht die bewusste und
professionelle Gestaltung der Zusammenarbeit und nicht die Ab-
grenzung hin zu einer eigenständigen beruflichen Identifikation.
Case Manager ist kein Beruf, sondern eine Funktion, für deren
Ausübung definierte Kompetenzen und Fertigkeiten erforderlich
sind, welche es ermöglichen, diese Funktion in unterschiedlichen
Anwendungsbereichen kompetent und nach definierten Standards
auszuüben.
Case Management verbreitet sich heute in der Schweiz relativ
schnell. Es wird in sehr verschiedenen Berufsfeldern und institu-
tionellen Zusammenhängen angewendet, auch entsprechend
unterschiedlich verstanden und umgesetzt. Im Verein «Netzwerk
Case Management Schweiz» kommen die unterschiedlichen Pro-
fessionen, Institutionen und Interessen (siehe Kasten Seite 5) zu-
sammen.

Angaben zum Autor und weitere Hinweise siehe Seite 35.

4 siehe dazu die Kursausschreibungen der Hochschulen für Soziale Arbeit
Bern und Luzern und des Weiterbildungszentrums für Gesundheitsberufe
in Aarau WE’G



Verschiedene Wege 

führen zum Ziel

Die Zusammenarbeit von Arbeitslosenversicherung (ALV), Invalidenversicherung
(IV) und kommunalen Sozialämtern erfordert bei der Betreuung von Menschen mit
Mehrfachproblematiken ein sorgfältiges Case Management. Dessen Formen sind
unterschiedlich, wie die Beispiele aus Solothurn und Zürich zeigen. 

INTERINSTITUTIONELLE ZUSAMMENARBEIT

Viktor Moser

Der in den letzten Jahren erfolgte Auf- und Ausbau der interinsti-
tutionellen Zusammenarbeit zwischen Arbeitsmarktbehörden, IV,
kommunalen Sozialämtern und weiteren Beteiligten (IIZ) hat den
Stellenwert des Case Managements unweigerlich erhöht. Besser
vernetzen, Synergien nutzen – bei aller Gemeinsamkeit der Ziele
erfolgt die Umsetzung recht unterschiedlich.

SOLOTHURN: PROFESSIONELLE CASE MANAGER

Menschen mit Mehrfachproblematiken drehen allzu oft zwischen
ALV, IV und kommunaler Sozialhilfe. In Zukunft sollen sie durch
eine spezialisierte Case-Management-Stelle betreut und (wieder)
in den 1. Arbeitsmarkt integriert werden. Das Angebot richtet sich
folgerichtig an Personen, bei denen eine Vermittlungschance
besteht. Nach Auskunft von Stefan Ritler, Geschäftsleiter der IV-
Stelle Solothurn und IIZ-Koordinator, umfasste diese Zielgruppe
2003 ungefähr 600 Personen.
Im Endausbau soll das solothurnische Case Management, welches
im Juni 2006 mit drei bis vier Fachleuten starten wird, zwölf Voll-
zeitstellen aufweisen. Es wird zu je 40% von den Gemeinden und
der ALV und zu 20% von der IV getragen. Geregelt ist der Verteil-
schlüssel im Gesetz über die Aufgabenreform «soziale Sicherheit»,
welches auch regionale Anlaufstellen vorsieht. Diese beraten die
Klientinnen und Klienten auf professioneller Basis und weisen sie
allenfalls dem Case Management zu.
Nach sorgfältiger Abklärung der Vermittlungschancen entscheidet
das Case Management, ob es eine zugewiesene Person aufnehmen
will. Als überparteiliche Instanz berät es die betroffenen Men-
schen und vernetzt sie notfalls mit spezialisierten Fachstellen. «Im
Zentrum», so Stefan Ritler, «steht aber die arbeitsmarktliche
Wiedereingliederung, was intensive Kontakte zu Unternehmen er-
fordert. Gelingt es, dreissig Personen während eines Jahres im
1. Arbeitsmarkt zu platzieren, so sind die zwölf Case-Management
Stellen bereits finanziert.»

ZÜRICH GEWICHTET DIE PRÄVENTION

Der Kanton Zürich setzt die IIZ durch eine virtuelle Organisation
um. Es handelt sich dabei um interdisziplinäre Abklärungsteams,
welche sich aus IV, ALV, kommunaler Sozialhilfe und öffentlicher
Berufsberatung zusammensetzen. Diese Teams richten den Fokus
zum einen auf Personen ohne Arbeitsplatz; namentlich auf Ju-
gendliche ohne Schul- oder Lehrabschluss, auf Bezügerinnen und
Bezüger von Sozialhilfe, welche arbeitsunfähig sind oder sich ar-
beitsunfähig fühlen, sowie auf Stellensuchende, die aus eigener
Kraft keine Stelle mehr finden und deshalb gesundheitsgefährdet
sind. Zum anderen legt der Kanton Zürich grossen Wert auf Früh-
erkennung von Arbeitnehmenden, welche deutliche Leistungsein-
schränkungen und/oder häufige bzw. regelmässige Absenzen auf-
weisen. Reto von Steiger, Leiter der IV-Stelle Zürich, unterstreicht
denn auch die Bedeutung von Kontakten zu Arbeitgebenden sowie
zum Umfeld der betroffenen Menschen. «Prävention», betont von
Steiger, «gibt es nicht zum Nulltarif, doch lässt sich dadurch ein
Mehrfaches an Geld einsparen.»
Seit kurzem läuft in Uster ein erstes Pilotprojekt mit einem inter-
disziplinären Abklärungsteam. Begleitet durch einen externen
Coach legt dieses einen verbindlichen Integrationsplan fest und
bestimmt den zuständigen Case Manager. Weitere Teams sind für
2006 in Zürich und Winterthur und später für die 19 regionalen
Arbeitsvermittlungszentren vorgesehen.

Viktor Moser ist Fachredaktor PANORAMA für den Bereich Arbeitsmarkt.
Foliensatz eines Referates von Stefan Ritler (IV Solothurn) und weitere Infor-
mationen zum Thema unter www.iiz.ch/de/download_thun.aspx oder
www.panorama.ch/files/4970b.pdf
Eine andere Struktur hat der Kanton Aargau gewählt, indem er die externe
Projektstelle «NetzWerk IIZ» mit dem Case Management beauftragt hat, wie in
PANORAMA 1/05, S. 16, beschrieben. Pro Klientin bzw. Klient wird ein Case-
Team gebildet; eine erfahrene Ansprechperson bündelt die Aktivitäten. Finan-
ziert wird «NetzWerk IIZ» durch das AWA, die IV und durch Fallpauschalen der
kommunalen Sozialdienste. Mehr unter www.panorama.ch/files/4970a.pdf
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Neue Partner für RAV und

Berufsberatung?

Case Management begegnet uns in mehreren Aktionsfeldern mit verschiedenen
Anbietern. Was steckt dahinter? Welches sind die Chancen und Gefahren, die
sich aus Sicht von erkrankten oder verunfallten Personen ergeben? Ein praxis-
orientierter Überblick und ein Anstoss zur Diskussion, ob die Arbeitslosen-
versicherung im Case Management bei Krankheit oder Unfall eine Schlüsselrolle
spielen könnte. 

PRAKTISCHE HINWEISE UND ANREGUNGEN

Stefan Kessler 
Hans Schmidt

Unabhängig, ob eine Personalfachfrau, ein Pfleger, eine Berufsbe-
raterin oder ein Versicherungsmann von Case Management (CM)
spricht – ein Aspekt steht stets im Vordergrund: Menschen in kom-
plexen Situationen (z. B. nach einem Unfallereignis) sollen ent-
lang einer Prozesskette von einem Ansprechpartner begleitet wer-
den. Beim Einsatz des Case Managements bei Reintegration oder
Invaliditätsvermeidung sind zusätzliche Eckwerte zu beachten.1

Nebst der Prozessbegleitung und Koordination ist die Ressourcen-
orientierung der zentralste Faktor: Der Case Manager bzw. die
Case Managerin soll so unterstützend wirken, dass der Reha-Pro-
zess als Chancensuche abläuft, indem gefragt wird: Was geht
noch, was könnte beruflich neu möglich sein? Das Beratungskon-
zept des Empowerment ist hierbei ein Schlüsselelement. 
Lange Abwesenheit vom Arbeitsplatz ist ein Risikofaktor für Inva-
lidität. Gleichzeitig gilt, dass die oder der Betroffene das Tempo
mitprägen muss – nachhaltige Lösungen sind besser als Kurz-
fristerfolge. In der Praxis sind sehr unterschiedliche Ausprägun-
gen eines CM zu finden. Der folgende Überblick hat keinen An-
spruch auf Vollständigkeit.

VERSICHERUNGEN: ROLLENKONFLIKT MÖGLICH

Zahlreiche Versicherungen betreiben CM. Hinter diesen Initiativen
steht viel positive Energie und Absicht: Zeit- und Geldressourcen
sollen frühzeitig in die Reintegrationsunterstützung von Versicher-
ten investiert werden. Natürlich ist das wichtigste Ziel eine Kos-
tensenkung (weniger Renten-/Taggeldleistungen). Diese Vorgabe
ist aus unserer Sicht legitim, solange die Lebensperspektive der
Versicherten nicht unnötig eingeschränkt wird.
Trotzdem sind einige kritische Faktoren zu beachten. Oft ist der
Case Manager auch direkt Mitentscheider über die Leistungsbe-
rechtigung des Versicherten. Dessen Offenheit kann «bestraft»
werden – bei Unfällen ist zum Beispiel das Sprechen über Vorzu-
stände äusserst heikel. Zudem haben Krankentaggeldversicherer

einen Zeithorizont von maximal zwei Jahren. Ist ein Fall wirklich
komplex, fällt er deshalb durch die Betreuungsmaschen. Mitunter
ist auch die Qualifikation der Fachpersonen ungenügend, sind es
doch bei einigen Versicherern «umfunktionierte» Sachbearbeiten-
de, die das CM führen. Es ist deshalb ratsam, sich nach der Ausbil-
dung der Person, die das CM übernimmt, zu erkundigen. Liegt die
Qualifikation ausschliesslich im Versicherungsbereich (zuzüglich
einiger Tage «CM-Ausbildung»), so ist Vorsicht geboten. Dies gilt
auch dann, wenn der Case Manager bzw. die Managerin nicht nur
über die Reha-Aktivitäten, sondern auch über die Leistungsberech-
tigung des Versicherten entscheidet.

ARBEITGEBER: ENGER BLICKWINKEL ALS RISIKO

Es ist sehr erfreulich, dass immer mehr Arbeitgeber sich aktiv um
die Unterstützung von Mitarbeitenden bei Krankheit / Unfall be-
mühen. Die betroffenen Personen haben eine bestehende Stelle
und sind oft gut in einem Team verankert. Sie können von einem
CM frühzeitig profitieren, weil der Arbeitgeber eine gute Aus-
gangslage zur Früherkennung von gesundheitlichen Problemen
hat. Sehr wertvoll ist, dass solche Case Managerinnen und Mana-
ger die Bedingungen am Arbeitsplatz sowie andere Berufsperspek-
tiven im selben Unternehmen oft à fonds kennen.
Auch beim CM von Arbeitgebern können einige Fallstricke auftre-
ten: «Arbeitgeber-Hut dominiert den Arbeitnehmer-Hut.» Einige
Unternehmen reagieren auf Schwierigkeiten der Mitarbeitenden
eher kontrollierend als unterstützend. Kommt hinzu, dass das
Spektrum an Lösungen oft auf eine bestehende Stelle fokussiert
ist. Längerfristige Reintegrationslösungen, z. B. eine Umschulung,
werden vom CM nicht aktiv gefördert, weil dies für den Arbeitge-
ber nicht attraktiv erscheint.

1 Wir beziehen uns dabei auf internationale Erfahrungen und Eckwerte, wie
sie z. B. vom National Institute of Disability Management and Research
vertreten werden (www.nidmar.ca)
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Es ist wichtig, dass das CM einer Schweigepflicht untersteht und
keine sensiblen Daten in die Personalakte gelangen. Entscheidend
ist im Weiteren, ob die CM-Begleitung für die Mitarbeitenden frei-
willig erfolgt und ob auch längerfristige Lösungen ausserhalb des
bestehenden Betriebs in Betracht gezogen werden.

SPEZIALISIERTE UNTERNEHMEN: VERTRETUNG FÜR WEN?

In den letzten Jahren haben sich spezialisierte, unabhängige Anbie-
ter entwickelt (eine Auswahl im Kasten unten). Ihre Vorteile: Sie
können eine vermittelnde und koordinierende Rolle glaubhafter ver-
körpern als z.B. ein Versicherungs-CM, da die Versicherung als Leis-
tungserbringerin im Schadensfall zwangsläufig Partei ist. Die Rein-
tegrationsoptik von spezialisierten Anbietern kann demgegenüber
einen langen Zeithorizont umfassen. Berufliche Perspektiven sind
auch bei anderen als beim bisherigen Arbeitgeber möglich.
Spezialisiert heisst jedoch nicht unbedingt klientenorientiert. Es
gibt Dienstleister, die sich bewusst neutral positionieren («im
Dienst der Reintegration»), solche, die eher arbeitgebernah sind
(eher am sog. «Absenzenmanagement» ausgerichtet) und auch
solche, die sich als bewusst klientennah bezeichnen. Und: Nicht
jeder Dienstleister ist für dieselben Situationen kompetent. Unter-
nehmen, die vor allem sozial Arbeitende beschäftigen, sind viel-
leicht in juristischen Fragen nicht gut gerüstet; Anbieter mit So-
zialversicherungsexperten mögen Schwächen im berufsbezogenen
Bereich haben usw.
Wie versteht die Case Managerin oder der Case Manager die eige-
ne Rolle, insbesondere in Konfliktsituationen? Strikt neutral? Als
Interessenvertretung der Klienten? Ist die Fachperson genügend
qualifiziert, um glaubwürdig zu beraten? Wie ist die Vernetzung
im beruflichen, therapeutischen, psychosozialen, juristischen Be-

reich? Diese Fragen gilt es zu klären. Falls es sich für den Kosten-
träger um eine Taggeldversicherung handelt, ist es auch wichtig
zu wissen, ob das CM nach zwei Jahren abbricht.

CM IM RAHMEN DER ARBEITSLOSENVERSICHERUNG?

Berufsberatungs- und Arbeitsmarktkompetenz sind im Rahmen ei-
nes CM zur Vermeidung von Invalidität wichtige Eckpfeiler. Dazu
kommt, dass gesundheitliche Restriktionen unserer Ansicht nach
für die Arbeit von Stellenvermittlerinnen und -vermittlern, Perso-
nalberatenden regionaler Arbeitsvermittlungszentren (RAV), Be-
rufsberatenden usw. von steigender Bedeutung sind: Im Rahmen
der 5. IV-Revision ist eine Erhöhung der «IV-Barrieren» für Men-
schen mit psychischen Erkrankungen angedacht worden. Überdies
ist in der heutigen Praxis eine restriktivere Haltung von Unfallver-
sicherern gegenüber Unfallopfern mit psychischen Diagnosen
(«Diskussion über Vorzustände») spürbar. Konsequenz: Immer
mehr Menschen mit gesundheitlichen – insbesondere mit psychi-
schen – Leiden gelangen in Kontakt zu den RAV, zur Stellenver-
mittlung und natürlich auch zu den Sozialämtern. 
Gerade deshalb könnte sich die Zusammenarbeit mit einem pro-
fessionellen CM anbieten. Es macht für die Klientinnen und Klien-
ten Sinn, wenn die Beratenden verstärkt auf Prozess- und Ressour-
cenorientierung setzen können – unter ausdrücklichem Einbezug
von gesundheitlichen und psychosozialen Faktoren. Natürlich las-
sen sich einige Hindernisse nicht von der Hand weisen. So stellen
sich Herausforderungen durch die Doppelrolle «Abklärung von fi-
nanziellen Ansprüchen» vs. «Unterstützung bei der beruflichen
Neuorientierung». Und: Beratungszeit ist auf den RAV knapp. Zum
Vergleich: Die Case Managerinnen und Manager bei Rehafirst be-
gleiten maximal 20 bis 30 Klientinnen bzw. Klienten. Die Realität
auf den RAV sieht anders aus. Dessen ungeachtet: Eine entspre-
chende Diskussion wäre wertvoll!

DREI IDEEN FÜR DIE TÄGLICHE ARBEIT

Im Umgang mit dem Phänomen «Case Management» seien für Per-
sonalverantwortliche, Berufs- oder RAV-Personalberatende drei
praktische Hinweise für die tägliche Arbeit hervorgehoben:
• Nach Unfallsituationen sind die Chancen gut, dass ein CM finan-

ziert werden kann. Es lohnt sich, die Klienten bzw. die Mitarbei-
tenden auf diese Möglichkeit aufmerksam zu machen.

• Bei Krankheitsfällen mit drohender Invalidisierung ist die Aus-
gangslage schwieriger. Weil steter Tropfen manchen Stein höhlt,
ist es empfehlenswert, sich in der Arbeit und in Berichten
gegenüber Arbeitgebern, Krankenkassen oder Pensionskassen in
sinnvollen Fällen aktiv für ein CM zu äussern.

• Wer mit Case Managerinnen und Managern in Kontakt kommt,
soll ohne Zögern die wichtigen Fragen stellen, die Informations-
bedürfnisse klar äussern und die eigene Rolle im Reintegrations-
prozess aktiv ansprechen.

Angaben zum Autor siehe Seite 35.

Spezialisierte Unternehmen

Auf dem Markt der unabhängigen Case Manager gibt es Unterneh-
men mit unterschiedlicher Ausrichtung. Eine Auswahl ohne An-
spruch auf Vollständigkeit:
• Activita Care Management, mit spezifischen Kompetenzen im

Bereich der Schleudertrauma-Thematik. www.activita.ch
• AEH, mit spezifischen Kompetenzen in den Bereichen Arbeits-

medizin und Ergonomie. www.aeh.ch
• Rolf Bauser, dipl. Berufsberater mit langjähriger Erfahrung im

Bereich Case Management. www.bauser.ch 
• Knecht BSN, unter anderem mit spezifischen Kompetenzen im

Bereich Arbeitsversuche/Stellenvermittlung. www.knecht-bsn.ch
• Dr. Nadig Consulting, mit spezifischen Kompetenzen im Bereich

Outplacement. www.drnadig-consulting.ch
• Die Rehafirst AG weist als Kernkompetenz die Vermeidung von

Invalidisierungen für Menschen aus, die keine Rentenperspektive
anstreben. Neben der direkten Arbeit mit Klientinnen und Klien-
ten unterstützt die Rehafirst AG auch Arbeitgeber, Pensionskas-
sen und Versicherungen im Bestreben, Mitarbeitenden bei
Krankheit/Unfall optimale Erwerbsperspektiven zu gewähren.
www.rehafirst.ch 
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Qualifikation der Case Manager

ist entscheidend

Eine Sozialversicherung baut ihr eigenes Case Management auf. Kann sie Professiona-
lität gewährleisten? Die Struktur des Case Managements der Schweizerischen Unfall-
versicherung (Suva) entspricht weit gehend den Anforderungen. Vorbehalte sind
jedoch bei der Fachkompetenz der internen Case Manager anzubringen.

«NEW CASE MANAGEMENT» SUVA

Doris Fankhauser Vogel

D O S S I E R

Die Unfallversicherung wird gemäss Bundesgesetz über die Unfall-
versicherung (UVG) von der Suva und von anderen Versicherern
gewährleistet. Die Versicherer haben die Aufgabe, Arbeitnehmen-
de von den wirtschaftlichen Folgen bei Unfällen, unfallähnlichen
Körperschädigungen und Berufskrankheiten abzusichern. Bei der
Suva sind hauptsächlich Mitarbeitende von Betrieben des zweiten
Wirtschaftssektors und von Verwaltungen sowie taggeldberechtig-
te Arbeitslose obligatorisch versichert. Bei Eintritt eines Schaden-
ereignisses kommt die Suva für die Versicherten auf. 
Die rasanten Kostensteigerungen im Gesundheits- und Versiche-
rungsmarkt sowie eine Kundenzufriedenheitsmessung veranlass-
ten die Suva, ihr Schadenmanagement neu zu überdenken. 

Schwachpunkte wurden vor allem in der Abwicklung von schwe-
ren und komplexen Fällen geortet. Die Suva erkannte, dass das be-
rufliche und soziale Umfeld eines schwer Verunfallten nebst den
medizinischen und juristischen Faktoren einen eminent wichtigen
Einfluss auf den Heilungsverlauf nimmt. Die reorganisierte Scha-
denerledigung hatte eine Vielzahl von Massnahmen und Verände-
rungen zur Folge. Als Kernelement der gesamten Prozesserneue-
rungen wurde das Konzept «New Case Management» (kurz: NCM)
eingeführt – ein Konzept, das die verbesserte Beratung und Be-
treuung von Verunfallten mit komplexer Problematik zum Ziel hat.
Diese Umstrukturierung bringt im Suva-Schadensprozess einen
Paradigmawechsel. Sie wirft deshalb die Frage auf, ob die Inhalte

Verteilsystem in einer Grossmühle – auch der Case Manager muss den Überblick behalten, Zusammenhänge sehen, Angebote kennen.
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von NCM tatsächlich der theoretischen Konzeption der Methode
«Case Management» folgen.

FÜNF WICHTIGE ECKPUNKTE

Um das Modell der Suva mit dem theoretischen Konzept verglei-
chen zu können, sind die fünf zentralen Aspekte des Case Ma-
nagements beizuziehen: 
Als Erstes gibt es verschiedene Modelle, die sich in zwei Kategorien
aufteilen. Diese sind definiert durch die Anzahl beteiligter Case
Manager je Prozessphase sowie durch die Anwendungsfelder und
die Berufszugehörigkeit der ausführenden Case Manager. Ein wei-
terer Aspekt ist die Zielsetzung. Case Management will die Wirk-
samkeit der Dienstleistungen im Sozial- und Gesundheitsbereich
steigern sowie die anfallenden Kosten eindämmen. Ein drittes
Hauptmerkmal ist die Strukturierung des Hilfeprozesses. Case Ma-
nagement folgt einem zielgerichteten Prozessablauf mit definier-
ten Handlungsschritten. Dieser beginnt mit der Einschätzung der
Situation, basierend auf einem erarbeiteten Vertrauensverhältnis
zwischen Klientin oder Klient und Case Manager, gefolgt von einer
Planungsphase der Unterstützungsaktivitäten unter Berücksichti-
gung der Ressourcen des Klienten. Danach folgt die Durchführung
der geplanten Aktivitäten sowie – in einem weiteren Schritt – die
Überwachung und Koordination der Unterstützung. Abschliessend
erfolgen die Entpflichtung und die Evaluation des gesamten
Unterstützungsprozesses. Bei der Formulierung der verschiedenen
Prozessinhalte wird bewusst, dass der Case Manager bzw. die Case
Managerin bei Initiierung, Durchführung und Erreichung der
Handlungsschritte eine wichtige Rolle einnimmt. Ein vierter zen-
traler Aspekt von Case Management ist daher die Funktion des
Case Managers/der Case Managerin. Er oder sie ist in der Regel
während des gesamten Hilfeprozesses Ansprechperson für die ver-
schiedenen Fachleute im Unterstützungssetting. Ein Case Manager
steht komplexen Herausforderungen gegenüber. Es ist deshalb
nicht verwunderlich, dass die Bewältigung dieser Aufgaben ein
anspruchsvolles Profil mit weit reichenden Wissensinhalten und
umfassenden Kompetenzen erfordert. Somit gründet der fünfte
Aspekt von Case Management in der Qualifikation der Case Mana-
ger. Diese ist nicht an ein bestimmtes Berufsbild geknüpft. Einen
geschützten Titel oder eine Berufsbezeichnung gibt es (noch)
nicht.

SUVA-FACHLEUTE EINSEITIG QUALIFIZIERT

In seinem Qualitätsprofil proklamiert Löcherbach1, dass ein pro-
fessioneller Case Manager über Fach-, Methoden-, Sozial- und
Selbstkompetenz verfügen sollte. Letztere beinhaltet vor allem die
Fähigkeit der Reflexion sowie ein gutes Selbstbewusstsein. Sozial-
kompetenz meint Kommunikations-, Interaktions- und Konfliktlö-
sungsfähigkeiten sowie die Fähigkeit zur interdisziplinären Zu-
sammenarbeit. Das (Re-)Konstruieren von sozialen Netzwerken

sowie die Initiierung von Lern- und Veränderungsprozessen und
die professionelle Gesprächsführung sind Teil der Methodenkom-
petenz. Die Fachkompetenz umfasst die Fähigkeit, interdiszipli-
näre soziale Zusammenhänge wissenschaftlich zu erfassen und zu
erklären. Sie beinhaltet im Weiteren das Wissen um Verhaltens-
weisen von Menschen in spezifischen Situationen sowie Kennt-
nisse über Handlungstheorien zur Lösung sozialer Probleme, über
Organisationsstrukturen und über die Leistungsangebote relevan-
ter institutioneller Netzwerke.
Das NCM der Suva stimmt strukturell mit den fünf zentralen
Aspekten des Case Managements weit gehend überein. Ein Unter-
schied ist jedoch bei den Qualifikationen der Case Manager und
Managerinnen auszumachen. Suva-Case Manager haben profun-
des Versicherungswissen, verfügen aber über wenig wissenschaft-
lich fundiertes psychosoziales Erklärungs- und Handlungswissen
und nur über beschränkte Kenntnisse bezüglich institutioneller
Netzwerke im schweizerischen Sozialwesen. Der Qualifikationen-
vergleich wird verdeutlicht durch die Tatsache, dass sozial Arbei-
tende jene Berufsgruppe darstellen, welche die nötigen Fach-,
Methoden-, Sozial- und Selbstkompetenzen mitbringt, um die viel-
fältigen und komplexen Aufgaben im Case Management erfolg-
reich bewältigen zu können. Der Einsatz von sozial Arbeitenden
im NCM der Suva hätte demnach eine Professionalisierung und,
damit einhergehend, eine Optimierung der Beratungs- und Be-
treuungsqualität zur Folge.

SCHULUNG NÖTIG

Case Management gewinnt immer mehr an Bedeutung. Es wurde
in den letzten Jahren in verschiedensten Handlungsfeldern (Suva,
Drogenbereich, Sozialämter usw.) implementiert. Sinnvoll scheint
die Anwendung dieser Methode vor allem im Kontext von komple-
xen Situationen. Case Management könnte demnach auch im Er-
werbslosenbereich auf Interesse stossen und bei den regionalen
Arbeitsvermittlungen (RAV) angewendet werden. Für eine  gute
und nötige Koordination der verschiedenen Akteure (zum Beispiel
andere Sozialversicherungen, Anbieter von arbeitsmarktlichen
Massnahmen) könnte es für die RAV-Personalberatenden ein hilf-
reiches Instrument sein. Die Einführung von Case Management
bedürfte allerdings organisatorischer Anpassungen. Darüber hin-
aus würde die blosse Umbenennung von Funktionsbezeichnungen
nicht ausreichen. Im Sinne einer optimalen Zielerreichung wäre
eine umfassende, fundierte Schulung und Einführung der künfti-
gen Case Manager bzw. Managerinnen notwendig. Unerlässlich
wäre auch der Einsatz von sozial Arbeitenden.

Doris Fankhauser Vogel ist dipl. Sozialarbeiterin FH. 
Adresse: Stollbergstrasse 23a, 6003 Luzern. pedori@swissonline.ch. 
Die Diplomarbeit, auf der dieser Beitrag beruht, kann unter
www.panorama.ch/files/4968.pdf heruntergeladen werden.

1 Löcherbach Peter, Klug Wolfgang, Rummel-Fassbender Ruth, Wendt Wolf
Rainer (Hrsg.): Case Management. Fall- und Systemsteuerung in der
Sozialen Arbeit. München/Unterschleissheim, 2003



Jürg Schiffer: «Solange nicht alle Arbeit finden können, ist der Blickwinkel ‹Arbeitsmarktfähigkeit› zu eng.»
Foto: Viktor Moser
«Arbeitslosigkeit? Eine Familie, kein Geld! Ein bis zwei Bewerbungen pro Woche, nur Absagen. Mein grösster Wunsch ist es, Arbeit zu
finden. Hier in der Velostation kann ich wenigstens etwas Sinnvolles tun und muss nicht zu Hause sitzen.» 
S. P., 36, Magaziner aus Serbien, seit zwei Jahren arbeitslos, fotografiert von Peter Maurer.



PANORAMA: Unter dem Titel «Gesund-

heitsförderung für Erwerbslose haben Sie

in dieser Zeitschrift vor sieben Jahren

einen Beitrag publiziert. Was hat sich an

der Thematik «Arbeitslosigkeit und

Gesundheit» seither verändert? Wie ist der

heutige Erkenntnisstand?

Jürg Schiffer: Das Problembewusstsein
war, auch bedingt durch die neue Proble-
matik einer höheren Arbeitslosenquote,
stärker ausgeprägt. Mehrere Kantone, wie
z. B. Waadt und St. Gallen, entwickelten
gezielte Aktivitäten bezüglich Gesundheits-
förderung der Arbeitslosen oder Sensibili-
sierung der Öffentlichkeit. Heute hat die
möglichst rasche Wiedereingliederung der
Stellensuchenden Vorrang.
Solange wir jedoch zu wenige Arbeitsplät-
ze haben, greift eine Politik, die sich aus-
schliesslich an der Wiedereingliederung
orientiert, zu kurz. Gewiss, ein Teil der Be-
troffenen hat verhältnismässig rasch wie-
der eine Stelle. Andere finden aber den An-
schluss an die Arbeitswelt nicht mehr. Sie
haben schwere gesundheitliche Störungen,
landen bei der Invalidenversicherung (IV)
oder in der Psychiatrie.

Wie stellt sich in diesem Zusammenhang die

«Huhn-oder-Ei-Frage»? Macht Arbeitslosig-

keit krank? Oder sind es nicht ohnehin

gesundheitsgefährdete Menschen, welche

als Erste arbeitslos werden?

Kein Zweifel, Arbeitslosigkeit macht krank.
Sie ist aber nicht die alleinige Ursache für
gesundheitliche Probleme bei Stellensu-
chenden. Die Gesundheitsbefragung 1997
(eine neuere, aussagekräftigere Untersu-
chung gibt es nicht) ergab, dass jeder ach-
te aus gesundheitlichen Gründen arbeitslos
geworden ist. Jeder dritte Stellensuchende
ist gesundheitlich angeschlagen oder ge-
fährdet.
Schon die Angst vor Arbeitsplatzverlust
bringt das gesundheitliche Gleichgewicht
ins Wanken. Bei der Population der Ar-
beitslosen selbst treten psychosomatische
Beeinträchtigungen signifikant häufiger
auf als bei Erwerbstätigen. Die prekäre Si-
tuation wird vielerorts dadurch verschärft,
dass die Stellensuchenden zu zahlreichen
sinnlosen Arbeitsbemühungen angehalten
werden. Die daraus resultierenden Absa-
gen sind für viele Betroffene sehr belas-
tend.
Es sei allerdings auch nicht verschwiegen,
dass viele Arbeitslose ihre gesundheit-
lichen Probleme verdrängen. Gerade des-
halb wäre es wichtig, sie zu Beginn der Ar-
beitslosigkeit auf Fragen der Gesundheit
zu sensibilisieren. Notfalls brauchen sie
auch Ansprechpartner, nicht nur bei ge-
sundheitlichen, sondern auch bei familiä-
ren oder finanziellen Schwierigkeiten.

Müssten nicht die Personalberatenden der

regionalen Arbeitsvermittlungszentren

(RAV) diese Ansprechpartner sein? Wie

können sie den Stellensuchenden helfen?

Die Qualität der RAV-Personalberatenden
ist sehr unterschiedlich. Nur ein Teil unter
ihnen ist in der Lage, die Stellensuchenden
mit kompetenten Fachstellen zu vernetzen.
Nach meiner Einschätzung bräuchten sie
eine breitere, stärker auf den Sozial- und
Gesundheitsbereich ausgerichtete Ausbil-
dung, damit sie bei Bedarf eine Triagefunk-
tion wahrnehmen oder einzelne Unterstüt-
zungen auch selber leisten könnten.

Lassen sich gesundheitliche Einschrän-

kungen bei Stellensuchenden überhaupt

erfassen? Was schlagen Sie vor?

Sinnvoll wären systematische Gesundheits-
checks, wie sie seinerzeit der Kanton
Waadt einführte. Auf diese Weise lassen
sich gesundheitliche Probleme viel geziel-
ter angehen, namentlich bei dem erwähn-
ten Achtel von Arbeitslosen, die akute
Schwierigkeiten aufweisen und sofort be-
handelt werden müssten. Dieses Ziel ist in-
dessen nur erreichbar, wenn alle Klientin-
nen und Klienten der RAV medizinisch
abgeklärt werden.
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«Leistungs- und Selektionsdruck

machen krank»

Das Thema «Arbeitslosigkeit und Gesundheit» ist und bleibt hoch aktuell,  wie kürz-
lich eine Tagung in St.Gallen bestätigte. Der Gesundheitssoziologe Jürg Schiffer
war dort als Fachmann eingeladen. Im Gespräch mit PANORAMA plädierte er
dafür, dass Stellensuchende für Fragen der Gesundheit sensibilisiert werden.
Fördernd seien zudem Perspektiven, welche über die Wiedereingliederung hinaus-
reichten.

ARBEITSLOSIGKEIT UND GESUNDHEIT

Viktor Moser 
Jürg Schiffer

13



Ist das durchführbar? Gäbe es da nicht

Widerstände, beispielsweise von

Suchtkranken?

Natürlich entscheidet letztlich der Einzel-
ne, ob er sich abklären lassen will. Durch
sorgfältige Überzeugungsarbeit liessen sich
aber Fortschritte erzielen.

Ende September 2005 hat das Amt für

Arbeit des Kantons St. Gallen eine Tagung

zum Thema «Arbeitslosigkeit und Gesund-

heit» durchgeführt, an welcher Sie als

Fachmann teilgenommen haben. Ist diese

Aktivität nicht ein Zeichen dafür, dass trotz

Ihrer kritischen Einschätzung ein

Problembewusstsein vorhanden ist?

An der St. Galler Tagung hatte ich tatsäch-
lich ein sehr gutes Gefühl. Fachleute aus
der IV, den Arbeitsmarktbehörden und den
Sozialämtern tauschten ihre Erfahrungen
und Ideen aus.
Trotzdem wird der Akzent nach wie vor auf
die Verhaltensprävention gelegt. Das be-
deutet konkret: Die Menschen sollen ihre
Gesundheit primär innerhalb des Systems
pflegen und fördern. Dieser an sich richti-
ge Ansatz ist unbedingt durch die Ver-
hältnisprävention zu ergänzen, denn das
System als solches ist gesundheitsschädi-
gend. Konkurrenz – besser sein als die oder
der andere – diese Philosophie ist bereits in
der Schule wegleitend. Das übersteigerte
Leistungsdenken bedeutet ständige Selek-
tion; und diese wiederum schafft unwei-
gerlich Gewinner und Verlierer. 
Demgegenüber wäre es an der Zeit und
auch möglich, alle Menschen an der Arbeit
zu beteiligen. Der Trend läuft aber genau in
die entgegengesetzte Richtung, die Schere
zwischen Besitzenden und nicht Besitzen-
den von Arbeit öffnet sich zusehends mehr.

«Gesundheitsförderung als Instrument zur

Verbesserung der Arbeitsmarktfähigkeit

und Wiederintegration in den Arbeits-

markt.» Der Titel der St. Galler Tagung

dürfte aus Ihrer Sicht wenn nicht falsch

gewählt, so doch zumindest einseitig sein …

Solange nicht alle Arbeit finden können,
ist ein Blickwinkel, welcher bloss die Ar-
beitsmarktfähigkeit erfasst, tatsächlich zu
eng. Unser Ziel muss es sein, die Menschen
für alle Lebensbereiche gesund und fit zu
halten. In diesem Zusammenhang weise
ich darauf hin, dass die Hälfte der geleiste-
ten Arbeit ohnehin nicht Erwerbsarbeit ist.
Bewerben, bewerben, bewerben – das
kann doch nicht die einzige Perspektive
für Stellensuchende sein. Nein, andere
Sinn stiftende Lebensfelder sind ins Auge
zu fassen. Sonst kann der (Leidens-) Weg
für bestimmte Arbeitslose nur noch lau-
ten: Aussteuerung – finanzielle Engpässe –
Sozialhilfe – gesundheitlicher Zusammen-
bruch.
Ein breiteres Spektrum drängt sich insbe-
sondere bei älteren Stellensuchenden auf.
Die Beratung auf den RAV und die Arbeits-
marktmassnahmen sind auch auf die Le-
bensphase nach der Pensionierung auszu-
richten. Die Reintegration in den
Arbeitsmarkt kann für diese Zielgruppe
nur noch eine unter mehreren Lösungen
sein.

Was können Arbeitslose selbst unter-

nehmen? Wie können sie gleichsam von

«Opfern» zu «Tätern» werden?

Solidarität ist unter Arbeitslosen kaum vor-
handen. Gleichzeitig werden Arbeitslose
von der Gesellschaft tendenziell immer
noch ausgegrenzt. Einerseits ist laut neue-
ren Meinungsumfragen die Angst vor Ar-
beitsplatzverlust Problem Nummer 1 der

Schweizer Bevölkerung. Die Auseinander-
setzung mit der Arbeitslosigkeit an sich
findet anderseits kaum statt. Nach wie vor
wird das Problem stark individualisiert,
was bei den Betroffenen zu Gefühlen des
Versagens und der Schuld führt.
Die individuellen Strategien sind einfach
und seit langem bekannt: sich eine Tages-
struktur und sinnvolle Aufgaben geben,
Bewegung, Sport, soziale Kontakte pfle-
gen, vernünftige Ernährung.

Das sind doch eher trübe, begrenzte Aus-

sichten? Gibt es für Sie keine optimisti-

scheren Perspektiven?

Doch, auch wenn es sich abgedroschen an-
hört, Arbeitslosigkeit kann eine Chance
sein. Etwa dann, wenn der oder die Betrof-
fene entdeckt, dass es neben der Arbeit
auch noch andere Lebensinhalte gibt. Ich
kenne Frauen und Männer, die von der Ar-
beitslosigkeit menschlich viel profitiert,
ihre Persönlichkeit entwickelt haben. Ar-
beitslosigkeit bietet die Möglichkeit, neue
Fähigkeiten zu entdecken und zu erpro-
ben, Wertvorstellungen aufzubauen, die
über Konkurrenz- und Leistungsdenken
hinausgehen. Dieser Schritt braucht Mut,
Kraft, auch Risikobereitschaft, und er setzt
bei der arbeitslosen Person die Erkenntnis
voraus, dass sie wenig zu verlieren hat.
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Dr. Jürg Schiffer ist Soziologe und seit vielen
Jahren Fachmann für das Thema «Arbeitslosigkeit
und Gesundheit». Adresse: Museumstrasse 14,
3005 Bern. jueschi@bluemail.ch
Viktor Moser ist Fachredaktor PANORAMA für
den Bereich Arbeitsmarkt.

Jürg Schiffer: «Solange nicht alle Arbeit finden können,
ist der Blickwinkel ‹Arbeitsmarktfähigkeit› zu eng.»

Foto: Viktor Moser
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Erwerbstätig

und dennoch arm

Der Anteil der Working Poor hat sich innert ei-
nes Jahres von 7,4% (2003) auf 6,7% (2004) der
20- bis 59-jährigen Erwerbspersonen verrin-
gert. Dessen ungeachtet bleibt das Risiko für
bestimmte Kategorien von Erwerbstätigen be-
stehen. Besonders gefährdet sind: Eineltern-
haushalte, Haushalte mit drei oder mehr Kin-
dern, Ausländerinnen und Ausländer aus
Nicht-EU-Ländern, Personen ohne nachobli-
gatorische Ausbildung, selbständig Erwerben-
de ohne Mitarbeitende sowie Arbeitnehmende
mit befristetem Anstellungsvertrag. Als Wor-
king Poor gelten jene Personen, die in einem
Haushalt mit einem Erwerbsumfang von min-
destens einer Vollzeitstelle leben und trotz-
dem arm sind. VM

Mehr: www.panorama.ch/files/5032d.pdf

Hausangestellte

legalisieren

Viele private Hausangestellte  werden zwar für
ihre Arbeit bezahlt, haben aber keine Unfallver-
sicherung, keine Sozialversicherungen und er-
halten kein Feriengeld (siehe PANORAMA 3/03,
S. 16 f.); oftmals, weil es für den Privathaushalt
zu aufwändig ist, ein legales Arbeitsverhältnis
zu schaffen.
Die fairness at work gmbh will mit einer neuen
Dienstleistung diesen Missstand beheben. Sie
übernimmt die Anstellung des Personals und
alle damit verbundenen Arbeiten. Der Privat-
haushalt bezahlt für ein Angebot, das die Lohn-
kosten der Hausangestellten, die Beiträge für
die obligatorischen Versicherungen und eine
Pauschale für den administrativen Aufwand
umfasst. VM

Mehr: www.fairness-at-work.ch

Der grösste Teil der 335 631 Unternehmen in
der Schweiz (76%) gehörte 2003 dem Dienst-
leistungssektor an. Dies geht aus der neuesten
Unternehmensdemografie des Bundesamtes
für Statistik (BfS) hervor. Deutlich zeigt die in-
formative Gesamtaufnahme auch die starke
Präsenz sehr kleiner Produktionseinheiten.
Über 99,7% aller marktorientierten Firmen wa-
ren kleine und mittlere Unternehmen (KMU),
und von diesen waren 89% Mikrounternehmen
mit 0 bis 9 Arbeitsstellen (in Vollzeitäquivalen-
ten = umgerechnet auf Vollzeitstellen). Anders
sieht es bei der Verteilung der Beschäftigten
aus: 69% unter ihnen finden sich in der Gruppe
von Unternehmen, welche 10 und mehr
Vollzeitäquivalente aufweisen.

Bessere Chancen für Ältere

Der Bundesrat will die Arbeitsmarktbeteili-
gung älterer Arbeitnehmender verbessern:
Als Erstes sollen die Sozialversicherungen ge-
setzlich angepasst werden. Wer den Beschäf-
tigungsgrad reduziert, die Funktion wechselt
oder die Erwerbstätigkeit weiterführt, soll kei-
ne lebenslangen Renteneinbussen einstecken
müssen. Eine flexible Gestaltung der Arbeits-
zeit und Möglichkeiten der Teilpensionierung
sowie des Rentenvorbezugs und -aufschubs
sollen dem Leistungsvermögen älterer Ar-
beitskräfte besser Rechnung tragen und An-
reize für eine Weiterarbeit über das 65. Alters-
jahr hinaus schaffen.
Zweitens sind Arbeitsbedingungen einzufüh-
ren, welche den altersbedingten Leistungs-
wandel der Erwerbstätigen berücksichtigen.
Fehlmeinungen und Diskriminierungen in Öf-
fentlichkeit und Betrieben müssen energisch
bekämpft werden. Gleichzeitig soll die Eigen-
verantwortung für Gesundheit und Erwerbsfä-
higkeit gestärkt werden.
Schliesslich ist die Wiedereingliederung Ar-
beitsloser verstärkt auf die alternde Erwerbs-
bevölkerung auszurichten, sei es durch inten-
sivere Stellenvermittlung oder durch
besondere Arbeitsmarktmassnahmen. VM

Synthesebericht «Partizipation älterer Arbeitneh-
mender» www.panorama.ch/files/5030ad.pdf

Verwaltungsaufwand der

RAV angemessen

«Die Leistung der öffentlichen Arbeitsvermitt-
lung kann im Allgemeinen als gut bezeichnet
werden … Die Unterschiede zwischen den
Kantonen sind sowohl auf nicht beeinflussbare
Faktoren als auch auf unterschiedliche Voll-
zugspraktiken zurückzuführen.» Dies antwor-
tete der Bundesrat auf eine Interpellation von
Nationalrat Otto Ineichen. 
In seiner Antwort betonte der Bundesrat, dass
die RAV lediglich einen Viertel der personellen
Ressourcen für die Verwaltungstätigkeit ein-
setzen würden. Ohne diesen Aufwand seien
die gesetzlich vorgeschriebenen Aufgaben wie
Kontrolle der Arbeitsbemühungen oder Verfü-
gungen nicht zu bewerkstelligen. Der Wille zur
Zusammenarbeit mit der privaten Vermittlung
sei vorhanden. Die öffentliche Vermittlung sei
gegenüber der persönlichen Initiative und den
privaten Vermittlungsagenturen subsidiär. VM

Interpellation Ineichen und Antwort des Bundesra-
tes im Wortlaut unter
www.panorama.ch/files/5028d.pdf

Das Espace Mittelland ist die Grossregion mit
den meisten Unternehmen (20%), gefolgt von
Zürich (19%) und der Genferseeregion (18%).
Auf kantonaler Ebene erweist sich Zürich mit
644 315 Beschäftigten in 63 406 Unternehmen
nicht überraschend als bedeutendstes Wirt-
schaftszentrum der Schweiz.
Was die Rechtsform anbetrifft, machen die
Einzelunternehmen mehr als die Hälfte aus
(53%). Gut ein Viertel (27%) sind Aktiengesell-
schaften, auf welche jedoch 68% aller Be-
schäftigten entfallen. VM

Unternehmensdemografie unter
www.panorama.ch/files/5024d.pdf

Unternehmen Beschäftigte

6%
11%

12%

71%

19%

11%

69%

1%
� Weniger als 

1 Vollzeitäquivalent

� 1–4 Vollzeitäquivalente

� 5–9 Vollzeitäquivalente

� 10+ Vollzeitäquivalente

Kleine Betriebe dominieren Unternehmenslandschaft

Anzahl aktiver Unternehmen und Beschäftigte nach Grössenklassen, 2003



bildleg
Die Typologie von John Holland,
vgl. Seite 23. Der «realistische
Typ» im «Lied von der Glocke»
von Friedrich Schiller.

Tausend fleißge Hände regen, 
Helfen sich in munterm Bund, 
Und in feurigem Bewegen 
Werden alle Kräfte kund. 

Meister rührt sich und Geselle 
In der Freiheit heilgem Schutz, 
Jeder freut sich seiner Stelle, 
Bietet dem Verächter Trutz. 

Arbeit ist des Bürgers Zierde, 
Segen ist der Mühe Preis, 
Ehrt den König seine Würde, 
Ehret uns der Hände Fleiß.
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Rolle zwischen 

Animation und Beratung

Der beratende Psychologe, die Psychologin muss sich für die Arbeit mit Gruppen
auf Fähigkeiten und Kenntnisse an der Schnittstelle zwischen denen eines Anima-
tors und denen eines beratenden Psychologen für Einzelfälle stützen. Dieser Spagat
setzt eine Einsicht in die Situation und die Fähigkeit voraus, entsprechende Rollen
zu spielen. Nur eine entsprechende Ausbildung ermöglicht es, diese besonderen
Kompetenzen zu erwerben und weiterzuentwickeln.

ANFORDERUNGEN AN DIE GRUPPENBERATUNG

Sibylle Heunert Doulfakar 
Carmen Rossier 

Noémi Wuerzner

Die Sachkenntnisse, die Psychologinnen
und Psychologen brauchen, welche in be-
sonderen Umfeldern tätig werden, sind in
zwei Diplomarbeiten des psychologischen
Instituts der Universität Lausanne be-
schrieben worden.1 Die eine beleuchtet ei-
nen Workshop für Arbeitslose, der von Be-
rufsberatenden des Kantons Wallis geleitet
wurde, die andere geht von der Aufgaben-
stellung für Kursleitende bei der Teambil-
dung in Unternehmen aus.

THEORETISCHE GRUNDLAGEN

«Animieren» kommt von lateinisch «ani-
matio» (XIV. Jahrhundert) oder «animare»
und bedeutet beleben, beseelen. Ursprüng-
lich hiess animieren also «Leben einhau-
chen». Im Laufe der Zeit hat das Wort die
Bedeutung von «ermutigen» und schliess-
lich von «anstacheln, bestärken» angenom-
men. Der Animator muss somit von einer
Sache weder etwas verstehen noch für 
sie zuständig sein. Seine Aufgabe ist es
vielmehr und vor allem, einen Prozess zu
steuern, zu erleichtern und übereinstim-

mend zu ordnen (Lewin 1959). Die Zu-
ständigkeit eines Psychologen als Gruppen-
leiter (Workshops, Seminare, Gruppenbil-
dung, Teamcoaching) ergibt sich aus
diesen drei Aufgaben eines Animators. Die
fachliche Befähigung unterscheidet sich
von derjenigen eines Psychologen für Indi-
vidualbehandlungen (Therapie, Einzelkon-
sultation, individuelles Coaching) durch
das Ziel des Vorgehens. 
Die Leitung einer Gruppe erfolgt unter
besonderen Rahmenbedingungen. Der
Psychologe greift die Besonderheit jeder
Person einzeln heraus und betrachtet sie
als Person, in Bezug zur Gruppe und
schliesslich in Bezug zu ihrem organisatori-
schen Umfeld (Unternehmen, Institution).
Er berücksichtigt die Wechselwirkungen
zwischen den Rollen der Gruppenmitglie-
der, ihre Kenntnisse und ihr gegenseitiges
Vertrauen, ihren «individuellen Rhyth-
mus». Ohne Berücksichtigung dieser Rah-
menbedingungen droht der Berater in
psychologischen Reduktionismus zurück-
zufallen (Wechselwirkungen nur in Bezug
auf die Individuen zu betrachten, ohne Be-
rücksichtigung des Umfeldes) und an den
grundlegenden Elementen zum Verständ-
nis der Lage und an der Zielsetzung vor-
beizusehen.
St-Arnaud (1999) unterscheidet zwei Mo-
mente bei den Sachkenntnissen eines
Gruppenpsychologen: G (generell) und P

(partikular). Moment G erlaubt der Berate-
rin den Rückgriff auf ihre Fachkenntnisse.
Sie kann so einzelne Elemente einer be-
stimmten Situation mit ähnlichen, bekann-
ten Situationen vergleichen (anspornen,
beraten, befähigen). Das Moment P be-
zeichnet, was einer bestimmten Situation
eigen ist, die Empfindlichkeit eines Sys-
tems. Es handelt sich um Anwendungs-
werte (sammeln, bewerten, anpassen), um
Führungsfähigkeiten (gliedern, gestalten,
ausstatten) sowie um Ansporn (entfalten,
verstärken, optimieren). Das Moment P
stützt sich auf  Erfahrungen des Animators
in vielfältigen Situationen, die es ihm er-
möglichen, generelle Verhaltensweisen
festzuhalten. 

EINSICHT IN DIE SITUATION

Zarifian (2004) definiert die Kompetenz
eines beratenden Gruppenpsychologen als
die praktische Einsicht in Arbeitsverhält-
nisse. Es geht um die Fähigkeit, eine Lage
zu erfassen – ihre Bestandteile, die Streit-
punkte, das Beziehungsnetz zu andern Per-
sonen. Dieses Verständnis ist zudem auf
eine Handlung ausgerichtet und macht
ausserhalb der gegebenen Lage und Hand-
lung keinen Sinn. Zarafian (1999) betont
den Abruf und nicht die Anwendung der
Kenntnisse. Der Berater ruft sie ab, um die
Einsicht in die  Situation zu vertiefen, eine
praktische, auf ein Vorgehen ausgerichtete

1 Rossier, C., 2005, Les compétences des psycho-
logues animateurs : leur activation mise en lien
avec les conditions cadres propres à un atelier
pour chômeurs, Diplomarbeit Universität Lau-
sanne
Wuerzner, N., 2005, L’activation des compéten-
ces chez un psychologue animateur; anim’ac-
teur: un rôle de composition? Diplomarbeit
UNIL
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Einsicht, um den steten Veränderungen des
Umfeldes zu folgen. Trotz aller Fachkennt-
nisse, über die er verfügt, kann ein Grup-
penberater das Verhalten der Gruppenmit-
glieder nicht voraussehen. Bestenfalls
kann er ihm vorgreifen. Flexibilität und
Kreativität des Animators sind so wesentli-
che Fähigkeiten, dem steten Wechsel des
Umfeldes zu begegnen. Ein fähiger Anima-
tor entwickelt seine Rolle aus der Situation
heraus, der Nachfrage entsprechend. Er
kann sie mit anderen Rollen verknüpfen
oder auch von einer Rolle in die andere
wechseln. Im Rahmen der Teambildung in
einer Organisation wird der Berater bei-
spielsweise von der Rolle des Animators in
die eines Moderators und schliesslich in
die eines Beobachters schlüpfen.
Es gilt, den beratenden Psychologen nicht
länger als Vermittler und Träger von Sach-
kenntnis zu betrachten, sondern als Ak-
teur. Um seine Kompetenz zu umschreiben,
genügt es daher nicht, Kenntnisse und Vor-
gehensweisen aufzulisten oder ihre An-
wendung festzustellen. Ohne Bezug zum
Thema, das sie auslöst, oder zum Umfeld,
in dem sie angewandt werden, bleiben sie
unverständlich.

DIE BEDEUTUNG DES IRRTUMS 

BEI DER ANIMATION

Wie kann nun ein beratender Psychologe
diese Kompetenzen erwerben, wenn diese
eng an ein Umfeld gebunden sind? Eine ers-
te Schwierigkeit besteht darin, zu wissen,
wie erworbene Kompetenzen theoretisch
angewendet werden. Die Theorien und die
entsprechenden Fachkenntnisse lassen sich
nicht ohne Weiteres auf eine bestimmte Si-
tuation übertragen. Man muss nach neuen
Wegen suchen, Risiken eingehen, neue Vor-
gehensweisen erforschen, oft im Wider-
spruch zu den theoretischen Vorgaben. Die
Studie bei den Berufsberatern des Wallis in
ihrem Workshop für Arbeitslose hat aufge-
zeigt, dass die Rahmenbedingungen (glei-
ches Vorgehen bei allen Workshops) die An-
passung der vorgegebenen Programme
behindern können, dies vor allem bei jun-
gen Berufsberatern und Berufsberaterinnen
mit geringer Erfahrung in Animation.
Bei der Anwendung seiner Fachkenntnisse
muss der beratende Gruppenpsychologe

nicht nur ein bekanntes theoretisches Mo-
dell auf die Probe stellen, sondern auch
sein eigenes Verhalten hinterfragen. Die
Lehren, die er daraus zieht, erlauben es
ihm, seine Sachkenntnis zu vertiefen und
zu vermehren. Aus seinen Erfolgen und Irr-
tümern webt der Psychologe seine eigenen
«theoretischen Modelle».

AUSREICHENDE 

BILDUNGSANGEBOTE SCHAFFEN

Beratende Gruppenpsychologen brauchen
eine Vielzahl von Bildungsmöglichkeiten
für den Erwerb und die Vertiefung ihrer
Fachkenntnisse. Diese existiert derzeit
nicht, da die Schulen und Universitäten
vornehmlich eine theoretische, wissen-
schaftliche Ausbildung anbieten. Zudem
kümmern sich die Praktikerinnen und
Praktiker, einmal ausgebildet, kaum mehr
um die Ergebnisse der wissenschaftlichen
Forschung.
Somit bleibt die Möglichkeit, sich durch
die Praxis weiterzubilden, mithilfe von
Kollegen, durch Praktika oder überwachte
Beratungen. Die Gefahr dabei liegt im un-
bewussten Widerhall grundlegender Feh-
ler, indem angewendet wird, «was geht»
und was dem Bedürfnis der Rat suchenden
Person entspricht. Dieses Vorgehen kann
bei Beratungen in Unternehmen gefährlich
werden; «was geht» kann ganz einfach die
systematische Rückwirkung eines Problems
sein, das in der Organisation selbst liegt.
Die Praktikerin, die es gut machen will,
verstärkt so das System in seinem Vorge-
hen, und dies mit Zustimmung ihres
Supervisors.
Die Herausforderung besteht daher im
Schaffen ausreichender Bildungangebote,
die es der beratenden Psychologin oder
dem beratenden Psychologen ermöglichen,
Kenntnisse und Techniken zu erwerben.
Nach einiger Felderfahrung werden er oder
sie Kenntnisse vertiefen, Zeichen setzen
und sich zu einem «Animationstechniker»
entwickeln. Gerade zu diesem Zeitpunkt
aber werden grundlegende Fehler gerne
eingebrannt. Jetzt ist es wichtig, dass die
Fachkraft sich erneut mit der Praxis aus-
einander setzt, sie überprüft und dadurch
zu eigenen Modellen und Bezugspunkten
gelangt, selbst wenn sie dazu ihre anfäng-

lichen Vorgaben verwerfen muss. Diese in-
dividuellen Modelle allgemein zugänglich
zu machen, dies ist gemäss St-Arnaud
(1992) Ausgangspunkt für praktische Wis-
senschaft, die es erlaubt, aus der Synthese
der Einzelmodelle ein gemeinsames Refe-
renzmodell zu entwickeln. Die beratende
Psychologin wird so zur praktischen For-
scherin.

B E R U F S B E R AT U N G

Sibylle Heunert Doulfakar, psychosoziale Bera-
tungen in privaten und öffentlichen Organisatio-
nen, vor allem für Gruppen und Kader.
Réseau syllogos, rue des Salines, 1852 Roche.
www.syllogos.ch, info@syllogos.ch
Carmen Rossier (dipl. Psych.– Diplom für höhere
Fachstudien in Berufsberatung und Kompetenzma-
nagement), leitet Workshops für psychisch oder
physisch behinderte Stellensuchende.
Fondation Intégration Pour Tous, rue des Condémi-
nes 36, 1950 Sion. www.fondation-ipt.ch, car-
men.rossier@fondation-ipt.ch
Noémi Wuerzner (dipl. Psych), Beraterin für Be-
ziehungsprobleme im privaten und beruflichen
Umfeld.
Centre de formation spécialisée Le Repuis,
Chemin de Coudrex 1, 1422 Grandson.
noemi.wuerzner@gmail.com
Übersetzung: Elisabeth Kleiner
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Selbstbestimmung bei den einen,

Zwänge bei den anderen

Eine Studie des Genfer Service de la recherche en éducation beleuchtet die Wahl
des Bildungswegs von Schülerinnen und Schülern der 9. Klasse. Sie zeigt eine deut-
liche Kluft zwischen Jugendlichen ohne Probleme und jenen mit geringem Schul-
erfolg auf. Der Weg der einen ist selbstbestimmt, aber nicht auf ein konkretes
Projekt ausgerichtet, während die Wahl der anderen von äusseren Zwängen
bestimmt wird. 

GENFER SCHÜLERINNEN UND SCHÜLER AM ENDE DER SEKUNDARSTUFE I

François Rastoldo

Der beim Übergang von der obligatori-
schen Schule zur Sekundarstufe II ablau-
fende Orientierungs- und Selektionspro-
zess ist das Ergebnis des Aufeinandertref-
fens zweier Handlungslogiken. Eine insti-
tutionelle Logik definiert die Lehrgänge,
die Zugangsbedingungen und die Übergän-
ge zwischen den verschiedenen Ausbildun-
gen. Auf der anderen Seite gibt es die
Logik der Akteurinnen und Akteure (in
diesem Fall der Schülerinnen und Schü-
ler). Je nach Motivation, Interesse und
schulischen Qualifikationen entwickeln sie
individuelle Strategien, um das Bildungs-
angebot optimal zu nutzen und so ihre ei-
gene Bildungs- und Berufslaufbahn zu kon-
struieren.
Die Kombination von institutioneller und
individueller Logik ergibt die Bildungsbio-
grafie einer jeden Schülerin und eines je-
den Schülers. Sie liegt möglicherweise re-
lativ weit von ihren ursprünglichen Inten-
tionen entfernt. Das Wissen darüber, wie
die Lernenden an ihre Ausbildung und Be-
rufswahl herangehen, ermöglicht daher
ein besseres Verständnis der Vorgänge zwi-
schen der Sekundarstufe I und II, die das
Schulwesen zum Teil prägen. Dieser
«Standpunkt der Schülerinnen und der
Schüler» im Zusammenhang mit ihrem Be-
rufsprojekt und ihrer Ausbildungswahl soll
in diesem Artikel beschrieben werden.

ZWISCHEN ZWIESPÄLTIGKEIT UND

VERSCHWOMMENHEIT

In welche Richtung die Jugendlichen nach
der obligatorischen Schule gehen, hängt
weit gehend von ihren Absichten ab: Die-
ses Berufs- oder im weitesten Sinne Le-
bensprojekt sollte Richtschnur bei der Er-
arbeitung eines «Orientierungsprojekts»
sein. Die Institution muss dafür sorgen,
dass das Projekt anspruchsvoll und gleich-
zeitig vernünftig ist und den anerkannten
schulischen Fähigkeiten der Betreffenden
entspricht. 
Einen Monat vor Ende der obligatorischen
Schulzeit geben vier von zehn Jugend-
lichen an, keine bestimmte berufliche Ab-
sicht zu haben. Je günstiger ihre schulische
Position ist, umso weniger präzise sind ihre
Vorstellungen. Ein Berufsprojekt zu ent-
wickeln, das als «Orientierungshilfe» bei
der Wahl und der konkreten Suche nach ei-
ner Ausbildung dient, scheint nicht für alle
Jugendlichen am Ende der Sekundarstufe I
wichtig zu sein. Es scheint sogar, dass die
besten Lernenden diese Notwendigkeit
noch weniger als andere verspüren. «Aus-
gezeichnete» oder zumindest «ausreichen-
de» schulische Leistungen ersetzen offen-
bar ein Ausbildungsprojekt. Zudem werden
von den einzelnen Jugendlichen oft zahl-
reiche, äusserst unterschiedliche und eher
als Träume zu bezeichnende Pläne ge-
nannt. Sie sind vage und schwer als

Grundlage für die Erarbeitung eines Aus-
bildungswegs zu nutzen. 
Die allgemeine Einstellung der Jugend-
lichen gegenüber ihrer beruflichen Zukunft
ist vielfach wenig konkret. Sie betrachten
die Zeit vor Schulabschluss als «Sondie-
rungsphase», in der zwar gesucht, aber
noch keine Entscheidung getroffen wird.
Diese löst unterschiedliche Gefühle aus:
Lernende ohne Schulprobleme können
meist «zwanglos» experimentieren, wäh-
rend die anderen häufiger Ängste haben
(möglicher schulischer Misserfolg; Angst,
dass sich das Vorhaben nicht verwirklichen
lässt). Diese Ängste können zu einem ge-
wissen Desinteresse gegenüber allen Pro-
jekten führen. In dieser Phase ist auch eine
Abhängigkeit der Jugendlichen von ihrer
Umgebung (Eltern, Lehrkräfte, Freundes-
kreis) festzustellen, die umso stärker ist, je
schwieriger ihre schulische Situation ist.

WUNSCH UND WIRKLICHKEIT 

WEIT AUSEINANDER

Die Lernenden wurden auch nach ihrem
wahrscheinlichen (was wirst du voraus-
sichtlich im September tun?) und ihrem
idealen Weg (was würdest du tun, wenn
alles möglich wäre?) befragt. Sie wurden
auch gebeten, sich vorzustellen, was sie in
vier oder fünf Jahren machen würden, und
den Wahrscheinlichkeitsgrad anzugeben
(von «überhaupt nicht sicher» bis «ganz si-



cher»). Im folgenden Schuljahr wurde
untersucht, welche Wege tatsächlich einge-
schlagen wurden. Die Resultate zeigen
eine drastische Spaltung der Schülerpopu-
lation der 9. Klasse in zwei Gruppen
(Zweig mit erweiterten bzw. elementaren
Ansprüchen). 

ZWISCHEN IDEALEM WEG UND

HOHER FRUSTRATION

Im Zweig mit erweiterten Ansprüchen ent-
spricht der angegebene wahrscheinliche
Weg in neun von zehn Fällen dem idealen
Weg. Im Zweig mit elementaren Ansprü-
chen trifft dies nur auf die Hälfte zu. Hier
sind in hohem Masse Frustrationen vor-
handen (es war nicht möglich, das Ideal zu
verwirklichen), zu denen sich die Unsi-
cherheit gesellt, wie ihr Leben in vier oder
fünf Jahren aussehen könnte.
Von den Angehörigen des Zweigs mit er-
weiterten Ansprüchen können fast 90 Pro-
zent sicher angeben, was sie im nächsten
Jahr machen werden. In der anderen Grup-
pe hingegen kann die Hälfte im Mai noch
nicht sagen, in welcher Ausbildung sie sich
im September befinden wird. Zur Frustra-
tion und Unsicherheit gesellt sich bei die-
sen Schülerinnen und Schülern daher ein
gewisses Gefühl des Zwangs, das stark auf
äussere, von ihrem Willen unabhängige
Umstände zurückzuführen ist.
Insgesamt befinden sich Jugendliche ohne
grössere schulische Probleme in mehr als
80 Prozent der Fälle auf einem selbstbe-
stimmten Weg (sie machen tatsächlich das,
was sie voraussahen und was ihren Wün-
schen entspricht, sie sehen ihrer Zukunft
mit weniger Unsicherheit entgegen als die
anderen). Jugendliche mit Schulschwierig-
keiten hingegen scheinen in zwei von drei
Fällen keinen echten Einfluss auf ihren
Orientierungsprozess zu haben (sie ma-

chen nicht das, was sie wollten, können
sich ihre nahe Zukunft nicht vorstellen, die
Zukunft erscheint ihnen relativ ungewiss).
Betrachtet man schliesslich jene, deren ide-
aler Weg identisch ist mit dem wahrschein-
lichen und dem tatsächlichen Weg, so ist
festzustellen, dass die Berufswahl nur we-
niger Schülerinnen und Schüler «kohärent»
ist, nämlich nur bei 36% des Zweigs mit
erweiterten Ansprüchen und bei 16% des
elementaren Zweigs. 
Bei den Erstgenannten ist die niedrige Zahl
im Wesentlichen mit dem Fehlen eines
konkreten Berufsprojekts zu erklären, wäh-
rend bei den Letzteren vor allem mit der
mangelnden Übereinstimmung zwischen
dem Projekt und dem eingeschlagenen
Weg, zwischen dem gewünschten und dem
tatsächlichen Weg und zwischen dem tat-
sächlichen Weg und jenem, den sie am
Ende der 9. Klasse voraussahen.

ZWISCHEN 

SELBST- UND FREMDBESTIMMUNG

Somit sind bei der Ausbildungswahl zwei
unterschiedliche Situationen zu erkennen:
• Schülerinnen und Schüler ohne grössere

Schulprobleme befinden sich zumeist in
einer selbstbestimmten Ausbildung, die
aber kaum auf ein konkretes Projekt aus-
gerichtet ist. Sie haben einen Weg ge-
wählt, bei dem sie ihre Sondierung fort-
setzen können, ohne entscheiden zu
müssen.

• Jugendliche mit geringem Schulerfolg
befinden sich meist auf einem nicht
selbstbestimmten Weg, der weit gehend
von äusseren Zwängen bestimmt ist und
nicht mit ihren Zielen und Wünschen
übereinstimmt.

Das Projekt selbst ist für die einen in die-
sem Ausbildungsstadium überflüssig, wäh-
rend es für die anderen kaum realisierbar

scheint. Die Fortsetzung der Ausbildung in
einem alle Möglichkeiten offen lassenden
(meist gymnasialen) Zweig erlaubt es den
guten Schülerinnen und Schülern, auf ein
Berufsprojekt zu verzichten und ihre Pläne
ohne allzu viele Zwänge reifen zu lassen.
Im umgekehrten Fall jedoch lässt die not-
wendige Anpassung an die Umstände den
Schülerinnen und Schülern mit Problemen
je nach den Schulnoten wenig Raum für
die Erarbeitung eines echten Projekts. Es
scheint also, dass das Projekt vom besuch-
ten Schulzweig abhängt und nicht so sehr
als künftiger Bildungsweg betrachtet wird.

EIN «SEQUENZIELLER» BILDUNGSWEG

Wie gehen die Schülerinnen und Schüler
vor, wenn sie ihren Bildungsweg planen
und mehr oder weniger selbstbestimmt
verfolgen? Sie wählen einen Zweig, der
möglichst viele spätere Neuorientierungen
erlaubt, oder treten in einen Lehrgang ein,
um dann je nach dem Verlauf der Schul-
karriere Richtungsentscheide vorzuneh-
men. Dies entspricht einem «sequenziellen
Bildungsweg», bei dem die Übergänge zwi-
schen den verschiedenen Formen der Se-
kundarstufe II genutzt werden. Eine derar-
tige Option ist relativ weit von der Logik
eines Projekts entfernt, das dem Bildungs-
weg eine Richtung verleihen soll, umso
mehr, als sich die Lernenden nicht nur hin-
sichtlich der Art ihres Projekts, sondern vor
allem hinsichtlich ihrer Chancen unter-
scheiden, ein Projekt zu entwickeln und es
erfolgreich auszuführen.
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B E R U F S B E R AT U N G

Ideale, geplante und realisierte Wege
Schüler/innen des 9. Schuljahres

Zweig mit Zweig mit 
elementaren erweiterten
Ansprüchen Ansprüchen

wahrscheinlichster Weg identisch mit idealem Weg 87% 52%

wahrscheinlichster Weg identisch mit effektivem Weg 88% 57%

wahrscheinlichster Weg identisch mit idealem Weg und mit effektivem Weg 81% 34%

Quelle: Rastoldo, F., Kaiser, C. und Alliata, R. (2005)

François Rastoldo ist Soziologe im Service de la
recherche en éducation. Adresse: 12 quai du Rhô-
ne, 1205 Genève. francois.rastoldo@etat.ge.ch
Die vollständigen Resultate dieser Studie wurden
unter folgendem Titel veröffentlicht: Rastoldo, F.,
Kaiser, C., und Alliata, R. (2005). La nouvelle or-
ganisation du Cycle d’orientation. Rapport II: Cho-
ix d’options au CO et orientations au secondaire II
vus par les élèves. Transitions entre les degrés 6 et
9 vues par les directions de collèges. Genf: Service
de la recherche en éducation. Diese Publikation
kann auf der Website des SRED (http://www.gene-
ve.ch/sred) oder unter www.panorama.ch/fi-
les/4684.pdf konsultiert werden.
Übersetzung: AHA Translations
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Wohin entwickelt sich 

die Berufsberatung?

Nach einer langen Karriere in Schule und Berufsberatung und im Dienste der Invali-
denversicherung und der öffentlichen Beratungsstellen verlässt Claudette Fauque die
Leitung der Genfer Berufsberatungsstelle. Sie überlässt uns ihre Überlegungen zur
Entwicklung der Berufsberatung in naher Zukunft.

ZUM ABSCHIED VON CLAUDETTE FAUQUE

Claudette Fauque

Die Beratung hat sich entwickelt. In den
50er-Jahren hatte sie vor allem den An-
sprüchen der Wirtschaft und der Gesell-
schaft zu genügen, die fehlende Fachkräfte
zu gewinnen suchten. Heute hilft sie den
Menschen, individuelle Wünsche zu erfül-
len, unbekümmert um ihr Alter oder ihren
Lebensabschnitt. Sie klärt Wünsche, Fähig-
keiten und Ziele im Hinblick auf einen Bil-
dungsweg, einen Beruf oder die Gestaltung
der beruflichen Laufbahn ab. Dies ist heute
umso wichtiger, als sich Jugendliche wie
Erwachsene immer wieder neuen techni-
schen Entwicklungen anpassen, sich also
ihr Leben lang weiterbilden und neu aus-
richten müssen.

EIN WERKZEUG DER

BESCHÄFTIGUNGSPOLITIK

Seit einem Dutzend Jahren beschäftigt sich
die Beratung indessen auch mit besonderen
Kreisen der Bevölkerung und entwickelt für
spezielle Gruppen angepasste Leistungen
(randständige Jugendliche; Frauen, die
ihre Berufstätigkeit nach einer Kinderpause
wieder aufnehmen möchten; Stellensu-
chende; Studierende im Übergang zum Be-
rufsleben usw.). Sie ist damit auch zu ei-
nem Werkzeug der Beschäftigungspolitik
geworden, die vielfältige Ziele anstrebt:
– Verbesserung der beruflichen Mobilität
– geringere Abhängigkeit von Fürsorgeleis-

tungen

– Erhalt der individuellen Einstellbarkeit 
Nicht zu vergessen ist der Ausgleich durch
die Hilfe an benachteiligten Bevölkerungs-
gruppen und die Berücksichtigung des Un-
gleichgewichts zwischen den Geschlech-
tern.
Die Überalterung der Bevölkerung, sinken-
des Pensionierungsalter und der Mangel an
Fachkräften, alles für die nächsten Jahre
angekündigt, lassen erwarten, dass sich
die Laufbahnberatung künftig auch mit äl-
teren Schichten der Bevölkerung zu befas-
sen haben wird. Ein Blick in das übrige Eu-
ropa bestätigt diesen Eindruck – auch
wenn die Entwicklung noch schwer vor-
stellbar erscheint. Denn die Nachfrage
durch Schulabgänger, Arbeitslose und Ju-
gendlichen in Schwierigkeiten nimmt zu,
während aber der Personaletat der Berufs-
beratungsstellen gleich bleibt oder sogar
gekürzt wird.

Müssten wir also nicht über andere Vorge-
hensweisen nachdenken? Wäre es für die
Beratungsdienste nicht angezeigt, ange-
sichts der Risikogruppen (Randständige,
Stellensuchende, Fürsorgeempfänger) die
Zusammenarbeit mit andern Diensten (Ar-
beits- oder Fürsorgeämter) zu suchen und

zu institutionalisieren, um zusammen und
mit vereinten Kräften und Mitteln den
Kunden und der Gesellschaft zu dienen?
Die Beratungsdienste trügen ihre Kennt-
nisse in Information, Beratung und Berufs-
bildung bei; die andern Dienste steuerten
die notwendigen Mittel zu den Ausbildun-
gen bei, im Hinblick auf berufliche Einglie-
derung und im Rahmen ihrer Sparte.
Für noch stärker marginalisierte Gruppen
ausserhalb aller Institutionen, die einen so-
zialen Rahmen und die damit verbundenen
Bindungen ablehnen, lösen unsere Leistun-
gen in unserem formellen Umfeld nur
Widerwillen aus. Die Schwierigkeit besteht
also darin, mit solchen Gruppen, die unse-
re Beratung nicht suchen, Kontakt aufzu-
nehmen und mit ihnen in einem Umfeld zu
arbeiten, das ihnen vertrauter, weniger
formell ist. Sozialarbeiter im Aussendienst
gibt es; werden wir in Zukunft eine neue
Kategorie von Berufsberaterinnen und Be-
rufsberatern kennen lernen, die ebenfalls
ausser Haus wirken? Werden wir einen
fliegenden gemeinschaftlichen Berufsbera-
tungsdienst erleben, der eng mit den Stras-
sensozialarbeitern, Begegnungsstätten und
andern gemeinnützigen Diensten zu-
sammenarbeitet?

KOMMT ES ZUR KOLLEKTIVBERATUNG?

Eine andere Frage: Kann die Berufsbera-
tung angesichts der steigenden Nachfrage

«Sollten wir nicht über andere
Funktionsweisen der 
Berufsberatung nachdenken?»



weiterhin im Wesentlichen Einzelgesprä-
che anbieten? Einige Kantone bieten be-
reits kollektive Berufswahldienste an; die
Zahl der individuellen Beratungen hat da-
durch aber nicht abgenommen, im Gegen-
teil! Zahlreiche Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer an diesen Arbeitsgruppen haben
nämlich erfahren, was ihnen eine indivi-
duelle Beratung bezüglich ihrer Berufs-
wahl einbringen könnte. Ist also die Zeit
nicht reif für eine bessere Nutzung der In-
formations- und Kommunikationstechnik,
um möglichst vielen Menschen freien Zu-
gang zu Vorgehensweisen der Berufsbera-
tung zu verschaffen und Möglichkeiten zu
schaffen, um selbst etwas über die Berufs-
beratung zu erfahren, zu lernen?

Die Schweiz hat ein grossartiges Portal für
Berufswahl, Studium und Laufbahnfragen
geschaffen – www.berufsberatung.ch. Viele
europäische Länder beneiden uns darum.
Im Jahr 2004 haben 232 000 Personen die-
se Website besucht, und zwar im Schnitt
während jeweils zwölf Minuten. Diese Zahl
nimmt seit Jahren stetig zu. Müsste
www.berufsberatung.ch nicht noch ergänzt
werden, um seine Rolle als Informationsin-
strument noch besser spielen zu können,
etwa mit Angaben über Entwicklungen im
Arbeitsmarkt und freie Stellen in der
Schweiz, nach Kantonen oder Regionen ge-
gliedert?

BERUFSBERATUNG.CH VOR EINER

SCHÖNEN ZUKUNFT

Diese Website verdient, weiterentwickelt
zu werden. Sollten die Kreise der Berufsbe-
ratung dazu nicht neu ein Werkzeug schaf-
fen, das es den Rat Suchenden erlaubt,
ihre Interessen und Berufswünsche in Ver-
bindung mit ihren Fähigkeiten selbst zu
evaluieren? Ein solches Instrument ermög-
lichte eine völlig selbstständige erste Be-
trachtung und erste Abklärung. Tatsächlich
begnügt sich ja die Hälfte aller Rat Su-
chenden in der Romandie mit einem einzi-
gen Gespräch bei einem Berufsberatungs-
dienst. Dies belegt doch, dass sich für diese

Rat Suchenden weitere Einzelgespräche er-
übrigen, dass sie ihre Bedürfnisse im Rah-
men einer Selbstevaluation auch selbst-
ständig ausreichend abklären und erfassen
könnten. Das würde den Berufswahl-
diensten erlauben, Einzelgespräche «einzu-
sparen».
Die andern, die auf der Website berufsbe-
ratung.ch surfen und dabei die Berufsbera-
tung mittels des Fragebogens zu ihren
Wünschen und mittels der vielfältigen Be-
rufsbilder kennen lernen, werden dabei zu
den Überlegungen angeregt, die für eine
Berufs- oder Laufbahnberatung unum-
gänglich sind. Parallel zu dieser Selbsteva-
luation kann Rat über Internet oder Tele-
fon die Berufsberatung ergänzen.
Die Begegnung mit einer Berufsberaterin
oder einem Berufsberater sollte erst nach
dieser Selbsteinschätzung stattfinden, sie
sollte Voraussetzung für ein Gespräch mit
einer Fachkraft sein. Und auch wer keinen
Zugang zur Informatik hat, würde nicht
benachteiligt; in den Informationszentren
der Berufsberatungsstellen stünden PC und
Drucker zur Verfügung. Die Komplexität
der persönlichen Situation der Rat Suchen-
den führte damit zu einer «natürlichen Se-
lektion».
Diejenigen, denen diese Selbstevaluation
genügt, schafften so Platz für die Beratung
und Begleitung von Jugendlichen und Er-
wachsenen, welche allein mit ihrer Berufs-
wahl überfordert sind. Das Gespräch mit
einer Berufsberaterin oder einem Berufsbe-
rater käme so jenen zugute, die dies am
meisten benötigten.

VON AUSSEN BETRACHTET

Die Rolle des Psychologen käme so voll
zum Tragen, nämlich die einer Fachkraft,
welche die Zusammenhänge zwischen der
Persönlichkeit des oder der Rat Suchenden
und der internen und externen Wahl-
hemmnisse herstellen und von aussen
einen wohlwollenden, aber klaren Blick
darauf werfen kann. Dies ist eine Voraus-
setzung, um eine delikate Situation im Ge-
spräch unter vier Augen zu meistern.
Eine letzte, aber nicht die unwichtigste
Frage, betrifft das Personal: Sind die Be-
rufsberaterinnen und Berufsberater, die
jetzt in Berufsberatungsstellen tätig sind,

zu solchen Änderungen bereit, welche zu-
sätzliche Fachkenntnisse zur Berufsbera-
tung erfordern und somit den Erwerb wei-
terer Verfahren und die Entwicklung neuer
Fähigkeiten verlangen? Die Berufsbera-
tungsstellen müssten also die Weiterbil-
dung ihrer Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter fördern, insbesondere bezüglich des
Verständnisses jener psychologischen Me-
chanismen, welche sich als wesentliche
Hemmnisse bei der Berufswahl erweisen
können.

«Sind die Fachkräfte der
Berufsberatung bereit, neue
Fachkenntnisse zu erwerben?»

Claudette Fauque hat bis zum 31. Dezember
2005 den Beratungsdienst für Ausbildung und Be-
rufswahl im Amt für Berufsberatung, Berufsbil-
dung und Weiterbildung in Genf geleitet. 2005 hat
sie ferner den Vorsitz der CCO übernommen (Kon-
ferenz der Leiter der Berufsberatungsdienste).
Adresse: Claudette Fauque, 69 av. de Mategnin,
1217 Meyrin. fauque.cl@wanadoo.fr

B E R U F S B E R AT U N G

Jean-Pierre Cattin 
folgt Claudette Fauque

Wer sich mit Berufsberatung beschäftigt,
vor allem aber wer sich für Kompetenzbi-
lanzen interessiert, kennt Jean-Pierre
Cattin. Er hat während acht Jahren das
Team des «Centre de bilan Genève» (CE-
BIG) geleitet. Die Enwicklung des CEBIG in
den letzten zehn Jahren wurde unter ande-
rem von Jean-Pierre Cattin in PANORAMA
3/2004 dargestellt. 
Nun hat Jean-Pierre Cattin die Nachfolge
von Claudette Fauque angetreten und leitet
den «Service de l’orientation scolaire et
professionnelle du canton de Genève» im
Genfer Amt für Berufsberatung und -bil-
dung, «Office pour l'orientation, la forma-
tion professionnelle et continue» (OFPC). 
Gleichzeitig übernimmt er auch für 2006
die Leitung der Westschweizer «Confé-
rence des chefs des offices d’orientation
scolaire et professionnelle» (CCO).
Yvonne-Marie Ruedin / Wt
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B E R U F S B E R AT U N G  I N  K Ü R Z E

Zu den Fotografien im Ressort Berufsberatung

Mevoc – ein europäisches

Qualitätsinstrument 

Auf europäischer Ebene entsteht ein praxis-
orientiertes Onlineinstrument, mit dem Bil-
dungs- und Berufsberatende ihre eigenen Be-
ratungsleistungen evaluieren können. Das
Instrument heisst «Mevoc» (www.mevoc.net)
und wird im Rahmen der Leonardo-da-Vinci-
Programme gefördert. Die Koordination liegt
beim österreichischen Institut für Bildungsfor-
schung der Wirtschaft (ibw). Mithilfe verschie-
dener Tools werden Defizite identifizierbar,
und es soll Anleitungen geben, wie fehlende
Kompetenzen erworben werden können. Als
erster Teil der Arbeiten sind die Qualitätsstan-
dards, Klientenfeedback-Fragebogen, Klien-
ten-Checklisten und Textbeiträge abrufbar.
Selbstevaluierungstool und eine Mevoc-Daten-
bank folgen (Stand Dezember 05). DF

Mehr: www.panorama.ch/files/4994.pdf

Österreich: Neigungstest

für Mädchen

Knapp zwei Drittel aller Mädchen in Österreich
finden sich in den fünf klassischen Lehren wie-
der: Bürokauffrau, Friseurin, Einzelhandels-
kauffrau, Restaurantkauffrau und Köchin. 65
Prozent der arbeitslosen Frauen kommen aus
lediglich vier Berufsgruppen: Büroberufen,
Fremdenverkehr, Handel und Reinigung. Und
dies, obwohl Studien belegen, dass sich jünge-
re Mädchen für eine ähnliche Bandbreite an
Berufen wie Burschen interessieren und dabei
auch technische Berufe genannt werden. Sonja
Zwazl, die Bundesvorsitzende der Organisation
Frau in der Wirtschaft: «Die wichtigste Ent-
scheidung im Leben eines jungen Menschen
wird noch immer grob fahrlässig angegangen.»
Abhilfe soll nun ein kostenloser Neigungstest
zur Berufsorientierung für Mädchen schaffen.
Er ist Teil des EU-Projektes CH.A.S.E., das zum
Ziel hat, Stereotype aufzubrechen. Der recht
differenzierte Test findet sich unter 
www.talentcheck.org. DF

Mehr: www.panorama.ch/files/5000.pdf

Frankreich: Vom Doktorat

zur Anstellung

Auch ein mit einem Doktorat gekröntes Uni-
versitätsstudium ist heute keine Arbeitsplatz-
garantie mehr. Wie alle anderen Berufsanfän-
gerinnen und -anfänger bekommen seit 2001
in Frankreich auch junge Menschen mit Dokto-
rat die schlechte Wirtschaftslage zu spüren.
Da die Zahl der Möglichkeiten im privaten
Sektor sinkt, wenden sich die jungen Dokto-
randen mehrheitlich dem öffentlichen Sektor
zu, vor allem der universitären Lehre und der
Forschung, wobei sie durchaus Probleme da-
bei haben, eine Stelle zu finden und auch zu
behalten. Die meisten von ihnen beginnen ihre
Berufskarriere mit einem befristeten oder ei-
nem anderen prekären Arbeitsverhältnis, das
mehrere Jahre dauern kann. YMR/MR

Quelle: Jean-François Giret: De la thèse à l’emploi:
les débuts professionnels des jeunes titulaires d’un
doctorat. Cerequ-Bref 220, Juni 2005. Vgl. auch
www.cereq.fr

Seit Sommer 2004 eröffnen wir die drei Res-
sorts Berufsberatung, Berufsbildung und Ar-
beitsmarkt mit einer ganzseitigen Fotografie.
In den nächsten sechs Heften beginnt der Be-
reich Berufsberatung jeweils mit einem Bild
von Frank Müller, das eine Dimension von John
Hollands Typologie der menschlichen Persön-
lichkeit darstellt. Holland ging von vier Thesen
aus: 

1. In unserer Kultur können die meisten Men-
schen einem von sechs Persönlichkeitstypen
zugeordnet werden (Grafik). 

2. Auch die beruflichen Situationen können an-
hand der sechs Dimensionen erfasst werden. 

3. Die Menschen suchen sich einen Beruf, in
dem sie ihre Fähigkeiten, Interessen und
Werteinstellungen verwirklichen können
(Matching-Modell). 

4. Wenn man Persönlichkeit und Berufe kennt,
kann man bestimmte Folgen eines richtigen

oder falschen Matchings voraussagen. Ins-
besondere die vierte dieser Thesen ist später
(noch von Holland selber) stark relativiert
worden. Dennoch bleiben Hollands Erkennt-
nisse für die Berufsberatung zentral. So fin-
det Hollands Neigungstest «Self-Directed
Search (SDS)» in der Berufsberatung immer
noch breite Verwendung. Der in der Schweiz,
Deutschland und Österreich verwendete Test
«Explorix» ist eine Weiterentwicklung dieses
Tests. DF
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B E R U F S B I L D U N G

In Genf bleibt fast jeder zweite

Lehrling dem Betrieb treu

Das System der Berufsbildung steht im Einklang mit den Anforderungen des
Arbeitsmarktes. In Genf sehen sich die Diplomierten der nicht obligatorischen
öffentlichen Sekundarstufe aber vor ungleichen Bedingungen beim Zugang zum
Arbeitsmarkt, im beruflichen Umfeld oder auch bezüglich des Nutzens einer Berufs-
matur. Dies zeigt eine Studie des Genfer Amtes für Bildungsforschung (SRED).

STUDIE: VON DER BERUFSBILDUNG IN DEN ARBEITSMARKT

Alexandre Tomei 
Karin Müller

3433 Lernende, die 2001 in Genf Ab-
schlusszeugnis oder Diplom der öffent-
lichen Sekundarstufe II erhalten haben,
wurden für die achte Erhebung zur Berufs-
wahl angefragt.1 Rund 2700 haben den
Fragebogen ausgefüllt und dargetan, wel-
che Weiterbildung oder welche berufliche
Tätigkeit sie 18 Monate nach Erhalt ihres
Diplomes verfolgten. Die Hälfte der aner-
kannten Abschlüsse war an einer Berufs-
schule erworben worden. Analysen gerade
dieser Gruppe erlauben es, dem Übergang
von Berufsbildung zum Arbeitsplatz den
Puls zu fühlen.

IN AUSBILDUNG ODER IM BERUFSLEBEN

Nur sehr wenige (3%) der Diplomierten ei-
ner beruflichen Ausbildung geben an, we-
der in weiterer Ausbildung noch im Berufs-
leben zu stecken (Ferien, Militär- oder
Zivildienst, nicht bezahlte private Tätigkei-
ten usw.). Fast alle haben entweder eine
zusätzliche Ausbildung begonnen (19%),
oder sie haben eine Stelle angetreten
(78%).
Zwei Drittel der Inhaber eines beruflichen
Abschlusses, die sich weiterbilden, tun dies
auf einer Schule der Tertiärstufe (die Hälf-
te an einer Fachhochschule, 13% an einer

Tertiärstufenschule ohne Fachhochschul-
charakter), etwa 10% besuchen Privat-
schulen und fast 24% nahmen einen zwei-
ten Ausbildungsgang der Sekundarstufe II
in Angriff, die meisten mit Blick auf eine
Berufsmatur. Nur 2% benützen den Über-
gang zur Universität, während 11% der In-
haber einer gymnasialen Matur eine höhe-
re berufliche Weiterbildung (z.B. höhere
Fachprüfung) anstreben.
Von denen, die mit anerkanntem Abschluss
eine Stelle antreten, sind mehr als 90%

eineinhalb Jahre nach dem Abschluss be-
schäftigt (vgl. Grafik 1), die meisten im er-
lernten Beruf und mit einem unbefristeten
Arbeitsvertrag. Die höchsten Prozentsätze
fester Verträge (rund 90%) finden sich in
der Automobilbranche, beim Bau- und
Grundstückhandel, im Gesundheitswesen
und bei der Rechts- und Wirtschaftsbera-
tung; der Detailhandel, Banken, Uhren-
und Bijouteriebranche sowie die öffentli-
che Verwaltung kennen deutlich geringere
Quoten (77% bis 84%). 5% der Befragten
geben an, sich gleichzeitig mit der beruf-
lichen Tätigkeit weiterzubilden.

DAS GELERNTE MACHT SINN

89% derjenigen, welche die Umfrage be-
antworteten und einen Arbeitsplatz haben,
empfinden ihre berufliche Ausbildung für
ihre jetzige Arbeit als angemessen (45%
bezeichnen sie als völlig angemessen, 44%
als teilweise angemessen). Nur rund 11%
finden also, dass sie in ihrer Arbeit das Ge-
lernte nicht benötigen. Diese Empfindung
hängt vom Beruf und vom Niveau des Ab-
schlusses ab. Bei den Gesundheitsberufen
ist sie stärker ausgeprägt als bei kaufmän-
nischen, industriellen oder gewerblichen
Berufen. Es gilt auch festzuhalten, dass Be-
rufsmaturanden (37%), die eine stärker
theoriebetonte Lehre abschliessen, bezüg-
lich der Angemessenheit eher gemischte
Gefühle haben als die Inhaber eines Fähig-

Grafik 1

86%

9%

5%

� angestellt
� angestellt und in Ausbildung
� auf Arbeitssuche N gewichtet = 1277

Hauptbeschäftigung von Absolventen einer Berufs-
bildung, die sich 18 Monate nach ihrem Abschluss im
Arbeitsmarkt befinden

1 Die Untersuchung ist abrufbar unter
http://www.geneve.ch/sred/publications/docs-
red/2004/EOS2004.PDF



keitszeugnisses nach der beruflichen
Grundbildung (48%).2

Die Untersuchung macht deutlich, dass die
duale Lehre in hohem Masse für einen rei-
bungslosen Übergang von der Ausbildung
zum Berufsleben sorgt. Die Daten der Um-
frage belegen, dass 44% derjenigen, die
eine Betriebslehre abgeschlossen haben,
nach Erhalt des Fähigkeitszeugnisses ihre
Anstellung im Lehrbetrieb behalten. Auch
zeigt sich, dass die Absolventen einer be-
ruflichen Grundbildung häufiger im Be-
rufsleben stehen als Absolventen einer
Vollzeitschule. Erstere empfinden auch
eine bessere Übereinstimmung von Arbeit
und Ausbildung.

JUGENDARBEITSLOSIGKEIT

Die schweizerische Arbeitslosenstatistik
zeigt auf, dass die Arbeitslosenquote bei
den 20- bis 24-Jährigen immer deutlich
über dem allgemeinen Durchschnitt liegt.
Warum dies? Zum einen reagiert die Ju-
gendarbeitslosigkeit deutlicher auf die
Konjunkturzyklen. Jugendliche ohne oder
mit geringer Berufserfahrung leiden als
Erste unter einer geringeren Nachfrage
nach Arbeitskräften. Strukturelle Verände-
rungen des Arbeitsmarktes (etwa das
Schwinden des industriellen Sektors) und
der beruflichen Grundausbildung (weniger
Lehrstellen) stellen die Schnittstellen zwi-
schen dem Ausbildungssystem und dem
Arbeitsmarkt vor neue Herausforderungen.
Laut Umfrage suchten 9% der erfolgreichen
Absolventinnen und Absolventen einer Be-

rufsausbildung, die sich auf dem Arbeits-
markt befinden, zum Zeitpunkt der Umfra-
ge einen Arbeitsplatz (vgl. Grafik 1), 16%
gaben an, in den 18 Monaten seit dem
Lehrabschluss Arbeitslosigkeit erfahren zu
haben (mit oder ohne Bezug von Arbeitslo-
sengeld). Für 60% davon hat die Arbeitslo-
sigkeit drei Monate nicht überschritten,
was aber nicht ausschliesst, dass ein Teil
von ihnen eine Weiterbildung als Zwischen-
lösung oder Alternative zu einer Periode
wahrscheinlicher Arbeitslosigkeit wählte.
5% waren länger als ein Jahr arbeitslos.
Beruf und Stellung der Eltern scheinen ei-
nen geringen Einfluss auf eine erfolgreiche
Stellensuche ohne eine Periode der Ar-
beitslosigkeit zu haben. Hingegen spielen
die Art des Abschlusszeugnisses und die
Staatsangehörigkeit der Jugendlichen eine
Rolle. Der Abschluss einer Ausbildung
ohne systematische berufliche Praxis (etwa
eine kaufmännische Schule) verringert die
Wahrscheinlichkeit, sofort eine erste Stelle
zu finden. Und Ausländer aus europäi-
schen Ländern finden eher eine erste Stelle
als solche aus nichteuropäischen Ländern.
Im Zusammenhang damit hat eine Unter-
suchung des NFP 43 aufgezeigt, dass Ar-
beitgeber bei gleichen Fähigkeiten und bei
gleicher (in der Schweiz erworbenen) Be-
rufserfahrung diskriminierende Verhaltens-
weisen zeigen, dass sie etwa Personen mit
schweizerischen Namen eher zu Vorstel-
lungsgesprächen einladen.3

UNTERSCHIEDE ZWISCHEN MÄNNERN 

UND FRAUEN

Männer und Frauen mit Berufsausbildung
wählen unterschiedliche Laufbahnen. Die
Umfrage zeigt, dass sich Männer eher
weiterbilden als Frauen, die häufiger so-
fort in den Arbeitsmarkt wechseln. Dies
kann aber auch darauf zurückgeführt wer-
den, dass sich viele Frauen schon frühzei-
tig für andere Bildungswege entscheiden.
Der Unterschied ist aber noch markanter
bei denen, die mit einer Berufsmatur abge-
schlossen haben, die als Königsweg zu den
Fachhochschulen gilt.4 Tatsächlich gehen
Männer diesen Weg weit häufiger als Frau-
en zu Ende (vgl. Grafik 2): 70% der Män-
ner benützen ihren Abschluss als Zugang
zur Tertiärausbildung, aber nur 30% der
Frauen. Es ist anzunehmen, dass sich die-
ser Unterschied letztlich auf die berufliche
Laufbahn auswirkt. So verringert eine hö-
here Qualifikation die Gefahr der Arbeits-
losigkeit, führt zu höheren Löhnen und er-
leichtert den beruflichen Aufstieg.5 Ein
weiterer Unterschied: Die Rahmenbedin-
gungen der ersten Stelle sind für Männer
und Frauen deutlich verschieden; Männer
erhalten häufiger feste Stellen als Frauen,
die sich öfter mit Stellen als Hilfskraft, As-
sistentin oder Stagiaire begnügen müssen.

B E R U F S B I L D U N G

2 OECD – Organisation for economic cooperation
and development (2004). Perspectives de l’em-
ploi de l’OECD. Paris 

3 Fibbi, R.; Kava, B., et Piquet, E. (2003). No-
men est omen: Quand s’appeler Pierre, Afrim
ou Mehmet fait la différence. Synthèse No. 3.
Berne/Aarau: NFP 43, Ausbildung und Be-
schäftigung. Deutsch: Peter, Afrim oder Mehmet
– Der Name macht den Unterschied
http://www.nfp43.unibe.ch/PDF/fibbikayapi-
guet-dt.pdf

4 Ansprache von Eric Fumeaux, Direktor des BBT
anlässlich von 10 Jahren Berufsmatur:
http://www.bbt.admin.ch/berufsbi/grund/be-
rufmatur/d/fumeaux_d.pdf

5 Z.B: Couppié, T., et Mansuy, M. (2001). The
Position of Young People and New Entrants in
European Labour Markets. Document de travail
dans le cadre du projet TSER: Comparative
Analysis of Transitions from Education to Work
in Europe (CATEWE).

Alexander Tomei und Karin Müller sind Mitar-
beitende des SRED; Adresse: 12, Quai du Rhône,
1205 Genf. altomei@gmail.com, karin.muller-
kucera@etat.ge.ch

N gewichtet = 1295

� Männer
� Frauen

im Arbeitsmarkt

in Ausbildung
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Grafik 2: Inhaber einer Berufsmatur in Weiterbildung und im Arbeitsmarkt, nach Geschlecht
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Ein offenes Ohr für 

Lehrlinge in Not

Die Gewerbliche und Industrielle Berufsschule (GIB) Freiburg schuf 1991 als erste
Berufsfachschule der deutschen Schweiz einen schulinternen Mediationsdienst. 
Er steht Lernenden wie Bildungsverantwortlichen zur Verfügung. Im Vergleich zu
anderen Beratungsstellen ist der Dienst durch die Integration ins Schulhaus sehr
niederschwellig. Das ist für Lehrlinge in Not ideal.1

SOZIALARBEIT UND SCHULMEDIATION AN BERUFSFACHSCHULEN

Bettina Hübscher

Die zweisprachige GIB Freiburg ist eine
Schule mit 240 Lehrpersonen und 3000
Lernenden. Sie hat 1991 als erste Berufs-
fachschule der deutschen Schweiz eine
schulinterne Beratungsstelle – heute Me-
diationsdienst – geschaffen, bei der heute
vier französischsprachige und drei
Deutschschweizer Fachleute arbeiten.
Nach Freiburg haben drei weitere Berufs-
fachschulen im Kanton schuleigene Media-
tionsdienste erhalten. Die insgesamt 17
Mediatorinnen und Mediatoren sind dem
kantonalen Amt für Berufsbildung unter-
stellt und werden durch die «Groupe action
médiateurs des EP/EM» koordiniert. Diese
Gruppe setzt sich aus Vertretern des kanto-
nalen Berufsbildungsamtes, der Berufs-
schuldirektorenkonferenz, der Berufsfach-
schulen und Lehrwerkstätten, einer aussen
stehenden Fachperson und je einer franzö-
sischsprachigen und einer deutschsprachi-
gen Koordinationsperson zusammen. Aus-
wahlverfahren, Auftrag, Aus- und
Fortbildung werden durch diese Gruppe
definiert und überwacht. 
Es ist ein gewöhnlicher Dienstagmorgen im
Herbst 2005. An der Schulzimmertür
klopft es, es ist der schuleigene Mediator,
der zum Besuch angemeldet ist. Wie bei al-
len Klassen im ersten Lehrjahr will er sich
und seine Arbeit nach dem ersten Quartal
vorstellen und die Lernenden kennen ler-
nen. Vierzehn Augenpaare mustern den

Besucher neugierig, vier junge Frauen und
zehn Männer. Auf die Bitte des Mediators
hin bilden sie einen Kreis, und schon bald
entwickelt sich eine Diskussion darüber,
was zu tun sei, wenn es einem schlecht
geht, wenn man mal Hilfe oder einfach je-
manden zum Reden braucht. Die jungen
Frauen sind sich einig: Zusammen reden
und sich gegenseitig unterstützen ist wich-
tig, wenn es Probleme gibt mit dem Lehr-
meister, Enttäuschungen in der Liebe oder
wenn das Gefühl überhand nimmt, in der
Schule nicht zu genügen. Ein junger Mann
widerspricht: Wenn es ihm schlecht gehe,
dann mache er das am liebsten mit sich
selbst aus, er möge dann nicht reden. Für
diese Haltung findet er Verständnis. Nie-
mand muss Hilfe suchen, kann es aber,
schnell und unbürokratisch. Nach einer
Stunde verlässt der Schulmediator das
Zimmer. Die Jugendlichen kennen ihn
jetzt, wissen, dass sie bei ihm ein offenes
Ohr, Fachkompetenz und Engagement
finden.

WIE ARBEITET DER MEDIATIONSDIENST?

Der Mediationsdienst steht den Lernenden,
Lehrkräften, betrieblichen Ausbildnerinnen
und Ausbildnern sowie Eltern zur Verfü-
gung. Er ist zuständig, wenn ein Problem
drängend und komplex wird, das Lernkli-
ma und der Lernerfolg von Einzelnen oder
einer ganzen Klasse stark gestört ist. Für

Probleme disziplinarischer Art ist hingegen
die Lehraufsicht oder die Schulleitung zu-
ständig. Ebenso steht der Dienst den Lehr-
kräften für die Bewältigung eigener Krisen
zur Verfügung.
Aktiv wird der Mediationsdienst bei Pro-
blemen im Zusammenhang mit psychosozi-
alen Fragestellungen wie Adoleszenzkri-
sen, Problemen im Zusammenhang mit der
psychosexuellen Entwicklung, Ablösungs-
problemen vom Elternhaus, Konflikten im
Lehrbetrieb, aber auch bei psychischen Er-
krankungen wie Depressivität, Sucht sowie
auffälligem oder delinquentem Verhalten.
Umgerechnet beziffern sich die Kosten pro
Lernenden auf etwa 30 Franken jährlich.
Pro Jahr nehmen an der GIB Freiburg rund
200 Jugendliche den Mediationsdienst in
Anspruch.
Dauer und Verlauf einer Beratung oder ei-
ner mediativen Intervention hängen stark
von der Fragestellung und dem Unterstüt-
zungsbedarf der Beteiligten ab. In der Re-
gel finden bis zu sechs Gespräche mit den
Betroffenen statt. Nach der Klärung der Si-
tuation und ersten Interventionen werden
die Rat Suchenden, falls nötig, an weitere
Stellen des psychosozialen Versorgungsnet-
zes des Kantons Freiburg weitergeleitet.
Zwei Mediationsfachleute sind ausgebil-
dete Sozialarbeiter und Psychologen mit
Weiterbildung in Psychotherapie. Die an-
deren Mediatorinnen und Mediatoren sind



Lernschwierigkeiten verlangen nach einer nachhaltig wirk-

samen Unterstützung, welche nicht nur das Lernen selbst,

sondern auch die Erweiterung der Handlungs- und Persönlichkeitskompetenz des

Lernenden zum Ziel hat. Die Lerntherapie basiert auf neuen Erkenntnissen aus

Theorie und Praxis und stellt einen ganzheitlichen Ansatz zur Überwindung von

Lernschwierigkeiten dar. Interessent/innen aus psychologischen, pädagogischen 

oder medizinalen Berufen haben die Möglichkeit zur berufsbegleitenden

Ausbildung in

Lerntherapie
10. Kurs: Beginn Frühjahr 2006

Es stehen Ihnen folgende ausgewiesene Fachpersonen zur Verfügung:

A. Berger, Dr. Monika Brunsting, Dr. R. Buchmann,

Prof. Dr. K. Bundschuh, FH Silvia Callegari, Prof. Dr. M. Cierpka,

dipl. Math. ETH Monika Doebeli, lic. phil. Marlis Eeg, Prof. Dr. D. Hell,

lic. phil. Esther Hürlimann, Prof. Dr. Nitza Katz, Dr. U. Kraft,

FH Margareta Kümin, Dr. A. Metzger, Prof. Dr. I. Nezel,

PD Dr. Astrid Riehl-Emde, Dr. Hp. Ruch,

Dr. Regula Schräder, Prof. Dr. P. Wanzenried

zertifiziert

INSTITUT FÜR
LERNTHERAPIE

S t a d t h a u s g a s s e  2 3

CH-8200 Schaffhausen

Tel. / Fax 052 625 75 00

E-Mail: ilt@swissworld.comwww. l e rn the rap i e . edu

www.sfk.ch

West-Side, Heinrichstr. 239
8005 Zürich

Telefon 044 272 75 00
Telefax 044 272 75 15

sfk.zuerich@sfk.ch

Kaufmännisches Vorbereitungsjahr
für Schüler und Schülerinnen

der Sekundarschule A & B

Informationsveranstaltungen:

�2005: 02.12.
�2006: 06.01., 27.01.,

 03.03., 24.03.,
07.04., 05.05. 

von 17.30 - 18.45 Uhr

Anmeldung und Bestellung der 
Dokumentation:

JUNIOR
MERCHANTS

2006/07

%96
efind n ihre

h te
KV-Le rs lle!



Lehrkräfte, die sich über die zweijährige
Weiterbildung «formation des médiateurs
du canton de Fribourg» qualifiziert haben.
Gearbeitet wird systemisch, das schulische,
berufliche und familiäre Umfeld wird mit
einbezogen. Freiwilligkeit, Kostenlosigkeit
und Vertraulichkeit sind weitere zentrale
Elemente des Angebotes. 
Neben der Einzelfallarbeit und der Media-
tion bei Konflikten initiiert der Mediations-
dienst auch Projekte für Gruppen zur Ge-
sundheitsförderung und Suchtprävention.
Das gegenwärtige Projekt heisst «Homose-
xualität und Berufsbildung: sich wohl füh-
len in seiner Haut». Ziel ist, Schulleitun-
gen, Lehrkräfte und Lernende für die The-
matik zu sensibilisieren und auf die erhöh-
te Suizidrate bei homosexuellen Jugend-
lichen hinzuweisen. Homosexuelle Jugend-
liche sollen in ihrer Situation und mit ihren
Bedürfnissen wahrgenommen, unterstützt
und akzeptiert werden.

WIE LERNT MAN «MEDIATION»?

1994 fand am Schweizerischen Institut für
Berufspädagogik (SIBP) eine Tagung zum
Thema «Umgang mit Sucht und Drogen»
statt. Sie war die Initialzündung für eine
Reihe von Aktivitäten im Zusammenhang
mit Beratung und Mediation an Berufs-
fachschulen. So erhielt Daniel Nyffeler
vom Bundesamt für Gesundheit den Auf-
trag, entsprechende Bedürfnisse aufzuneh-
men und bestehende Projekte in der
Deutschschweiz zu analysieren. Daraus
entstand das SIBP-Nachdiplomstudium in
«Schulmediation in Gesundheitsfragen»,
das von 1998 bis 2000 erstmals durchge-
führt wurde. Das Weiterbildungsangebot
wurde später in veränderter Form («Media-
tion und Beratung») in Zusammenarbeit
mit dem Weiterbildungszentrum für Ge-
sundheitsberufe (WE’G) und der Schweize-
rischen Zentralstelle für die Weiterbildung
von Mittelschullehrerinnen und -lehrern
(WBZ) nochmals durchgeführt. Neben der
Weiterbildung «Beratung und Coaching»
stellt dieser Lehrgang des SIBP ein gutes
Angebot für Lehrpersonen dar, die sich für
die Übernahme von Beratungs- und Media-
tionsmandaten schulen wollen.2

Angaben zur Autorin und Fussnoten auf S. 35.
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Warum braucht es einen schuleigenen

Mediationsdienst? Es gibt doch viele Be-

ratungsangebote für Jugendliche.

Eine wichtige Qualität unseres Angebotes
ist seine Niederschwelligkeit. Die Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter unseres Medi-
ationsdienstes sind im Schulhaus präsent,
die Lernenden kennen uns. Dies ermög-
licht es, sofort auf akute Probleme zu rea-
gieren, und hilft, eine Chronifizierung zu
vermeiden. Oft wenden sich auch Lehrper-
sonen mit privaten Problemen in Familie
und Partnerschaft an mich. Auch dies ist
eine einmalige Chance, präventiv zu wir-
ken, Burn-out vorzubeugen und das Klima
im Schulhaus positiv zu beeinflussen.

Delegieren die Lehrkräfte

Problembewältigung einfach an Sie?

Nein, im Gegenteil. Viele Lehrpersonen
kennen die Lernenden durch den wöchent-
lichen Kontakt gut und reagieren auf auf-
tretende Störungen. Ich bin immer wieder
beeindruckt davon, wie aufmerksam viele
Lehrerinnen und Lehrer Probleme der Ju-
gendlichen wahrnehmen. Wenn die Lehr-
personen bei einem Problem mit einem
Lernenden aber an ihre Grenzen stossen,
können sie sich an uns wenden. 

Welche Angebote würden Sie gerne

zusätzlich schaffen?

Ein interessantes Feld stellt die Arbeit mit
Lehrerinnen und Lehrern dar. Schön wäre,
wenn Lehrpersonen ihren Berufsalltag sy-
stematisch reflektieren und sich austau-
schen, zum Beispiel im Gefäss der Intervi-
sion oder der Supervision. Zudem würde
ich Einzelprobleme gerne häufiger im
Gruppensetting bearbeiten. Schliesslich
gibt es im Bereich Prävention viele unerle-
digte Themen. 

Wie verbreitet sind Mediationen in den

Berufsfachschulen?

Es gibt in den Kantonen zwar eine Vielzahl
von verschiedenen Beratungsangeboten
(die nicht alle als Mediation bezeichnet
werden). Aber es sind bei Weitem nicht in
allen Berufsfachschulen der deutschen
Schweiz sozialarbeiterische und mediative
Kompetenzen vorhanden.

Wäre es denn sinnvoll, wenn jede Schule

Mediationen anbieten könnte?

Ja, ich finde es wichtig, dass an allen Be-
rufsfachschulen oder in ihrem nahen Um-
feld Beratung und Mediation angeboten
werden. Ich stelle eine massive Zunahme
von akuten Krisensituationen bei den Schü-
lerinnen und Schülern fest. Ich glaube, dass
sich die Lehrkräfte zunehmend auf ihren
Lehrauftrag konzentrieren – und sich nicht
in der Lage fühlen, auch noch Sozialarbeiter
zu sein.

Wie sollen die Schulen vorgehen?

Eine Möglichkeit ist, dass sich Berufsschul-
lehrpersonen über eine fundierte Weiterbil-
dung für eine mediative oder beraterische
Funktion qualifizieren. Wichtig ist, dass sie
in ihrer Zusatzfunktion ihre Möglichkeiten
und Grenzen gut kennen und sich auf ein
professionelles externes Netz von Fachleu-
ten der Jugendhilfe mit sozialarbeiteri-
schen, psychologischen und jugendpsychia-
trischen Kompetenzen abstützen können.

Interview: Bettina Hübscher 

Daniel Nyffeler: «Massive Zunahme von akuten

Krisensituationen»

Daniel Nyffeler ist Primarlehrer und Sozialarbei-
ter lic. phil. I . Seit 1992 ist er an der Ausbildung
von Schulmediatoren und -innen in der französi-
schen Schweiz beteiligt. Er ist Koordinator der
«groupe action médiateurs» im Kanton Freiburg.
Adresse: Mediationsdienst der GIB Freiburg, 
Hinter den Ringmauern 5, 1701 Freiburg. 
nyffelerd@edufr.ch

Daniel Nyffeler, Koordinator der «groupe
action médiateurs» im Kanton Freiburg
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Präsenzunterricht in Zürich
auch am Montagabend
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Bachelor-Studiengänge

Betriebsökonomie
Informatik
Wirtschaftsinformatik
Wirtschaftsingenieurwesen

Master-Studiengänge

Executive MBA
Master of Advanced Studies in Informatik
Master of Advanced Studies in VAT (MWST)

Nachdiplomkurse und Seminare

Informatik
Mehrwertsteuer
Personalmanagement
Teledozent 
Fachseminare

Die 2 Möglichkeiten
füff r Ihre Berufswahl Informatik!

Ausbildungsstart: 14. August 2006

• Lehrabschluss als Informatiker/in mit eidg. FZ
• Individuelle Projektarbeit im Praktikumsbetrieb
•

Informatiker/in

Vereinbaren Sie Ihr unverbindliches Gespräräch!äc

•
• M glichkeit zum prüfungsfreien Übertritt ins 2. Lehrjahr

Informatiker/in bei der CsBe
• Vorbereitung zu den Prüfungen Informatik-Anwender SIZ,

ECDL, Microsoft Office Specialist

Brückenjahr

www. .ch
CsBe Computerschule Bern AG - 031 398 98 00

Berufs- und Führungsausbildung, Informatik

Ihr Abonnement von PA N O R A M A

�� Ja, ich will ein Jahresabonnement von PA N O R A M A
zum Preis von Fr. 84.– inkl. MWSt. und Porto.
Ich erhalte die �� deutsche �� französische Ausgabe 
(bitte ankreuzen).

Firma:

Name:

Vorname:

Strasse:

PLZ/Ort:

Telefon:

Datum:

Unterschrift:

�� Ja, ich erhalte das Doppelabonnement 
von PA N O R A M A und erhalte pro Ausgabe sowohl 
ein deutsches als auch ein französisches Exemplar 
zum Preis von insgesamt Fr. 100.– inkl. MWSt. und Porto.

�� Ja, ich profitiere vom günstigen PA N O R A M A -
STUDENTEN-ABO und lege meiner Anmeldung eine Ko-
pie des Studentenausweises bei. Ich erhalte die �� deut-
sche �� französische Ausgabe (bitte ankreuzen). Diese
Abo ist gültig für alle 6 Ausgaben 2006.

Weber AG Verlag
Gwattstrasse 125
CH-3645 Thun/Gwatt 
Tel. 033 336 55 55
Fax 033 336 55 56 
panorama@weberag.ch
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BERUFSBILDUNG

Preis für unternehmerisches Handeln in der
Berufsbildung

ENTERPRISE, die Stiftung für Unternehmergeist
in Wirtschaft und Gesellschaft, schreibt in Zu-
sammenarbeit mit der Zeitschrift PANORAMA
und der Schweizerischen Gesellschaft für Be-
rufsbildungsforschung SGAB einen Preis im Be-
reich berufliche Aus- und Weiterbildung aus.

Prämiert wird ein Projekt, das in besonderer Art und
Weise einen gesellschaftlichen Effekt bzw. Impuls ausge-
löst hat. Denn Unternehmer sein ist keine Rolle, sondern
eine Art der Lebensführung – Persönlichkeiten mit Unter-
nehmergeist packen an, übernehmen Verantwortung, wol-
len bewegen und bewirken.

Daraus ergeben sich für den ENTERPRIZE auch die Aus-
wahlkriterien:

• Das Projekt, soll in einzigartiger Weise unternehmeri-
sches Denken und Handeln verkörpern. Die Leis-
tung muss eindeutig einer Person oder einem Team
zuzuordnen sein und nachvollziehbar 
dokumentiert werden können.

• Die Preisträger wirken in der Schweiz
(primär deutschsprachige, sekundär
französisch-, italienisch- oder roma-
nischsprachige Schweiz).

• Die Leistungen erfolgten im Kalen-
derjahr 2005 oder vorher.

Der Preis besteht neben einer Anerken-
nungsurkunde und einem symbolischen Preis
in einer Anerkennungsgabe in Höhe von 10'000
Franken. Er wird am 28. September 2006 zum 
ersten Mal verliehen.

Anmeldung und weitere Informationen unter www.pano-
rama.ch/enterprize. Anmeldeschluss ist der 31. März
2006. Informationen zur Stiftung Enterprise: www.enter-
prise-stiftung.ch.

ENTERPRISEPA N O R A M A
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sorgt. Im Geiste solcher Grundsätze wurde
auch das Bildungswesen immer auch ver-
standen als ein Ort des Ausgleichs, wie sich
auch in den kantonalen Schulgesetzen nach-
lesen lässt. Das Ziel ist aber nur schwer zu
erreichen – nicht zuletzt, weil Menschen zu
verschiedenen Zeitpunkten aufgrund ver-
schiedener Merkmale und auf verschiedene
Weise benachteiligt werden können.
Wie gut ist Chancengerechtigkeit im schwei-
zerischen Bildungswesen verwirklicht? Die-
ser Frage nimmt sich eine Publikation der
Schweizerischen Koordinationsstelle für Bil-
dungsforschung an. Die Metastudie führt zu-
nächst ins Thema ein, nennt dann die wich-
tigsten Erkenntnisse der aktuellen
Forschung, strukturiert in die Kapitel «Er-
gebnisse» und «Ursachen und Erklärun-
gen», und schliesst dann mit der Diskussion
von «Initiativen und Massnahmen». Auf we-
nigen Seiten sind hier die durch wissen-
schaftliche Arbeit gesicherten Fakten ver-
sammelt – das Resultat einer «extensiven

Literaturrecherche» – und in einen Zu-
sammenhang gebracht. Damit ist die vorlie-
gende Arbeit eine unverzichtbare Grundlage
für alle, die Bildung gestalten. Sie ist zudem
immer leicht verständlich geschrieben, ein
Muster einer unprätentiösen, aber wissen-
schaftlich korrekten Sprache. 
Die Autoren zeigen, dass «Chancenunge-
rechtigkeit auf praktisch allen Stufen des
Bildungssystems auftritt» und «dass die
Ausprägung von Chancenungerechtigkeit da-
für spricht, dass es sich um ein ernstzuneh-
mendes und trotz (partieller) Anstrengungen
ungelöstes Problem handelt». Das gilt auch
für die Übergänge in die berufliche Grundbil-
dung und den Arbeitsmarkt. Einziger Makel
des Buches: Es formuliert keine Empfehlun-
gen. Man hätte sie aus dem berufenen Mun-
de der Autorin und des Autors mit grossem
Interesse gelesen.

Daniel Fleischmann

Gutachten zu Fragen der
schweizerischen Berufsbildung

Rolf Dubs hat sich in den vergangenen 30
Jahren immer wieder massgeblich zur Be-
rufsbildung geäussert, Publikationen über
«Kompetenzentwicklung in der Berufserzie-
hung», die «Evaluation des Rahmenlehr-
plans (RLP) für den allgemeinbildenden
Unterricht (ABU)», über Fragen zur «Füh-
rung einer Schule» oder Lehrbücher etwa
zur Betriebswirtschaftslehre zeugen davon.
Im Rahmen der Etablierung der «Leading
Houses» hat Rolf Dubs ein «Gutachten zu

Fragen der schweizerischen Berufsbildung»
verfasst, das seit einigen Monaten überar-
beitet als Buch vorliegt. Die Publikation bil-
det gleichzeitig den Auftakt der Buchreihe
«Berufsbildungsforschung» des BBT.
Das Gutachten gibt zunächst eine verlässli-
che Übersicht über aktuelle Themen der Be-
rufsbildung – Lehrstellenkrise oder Matur-
andenquote sind Beispiele – sowie das neue
Berufsbildungsgesetz. In zwei weiteren Ka-
piteln untersucht Dubs die Wirksamkeit des
berufsbildenden Systems, das der Autor als
hoch beurteilt. Dennoch sei das System zu
flexibilisieren; in diesem Zusammenhang
präsentiert Dubs noch einmal die Idee der
Aufbaulehre, die er in der Botschaft zum Be-
rufbildungsgesetz erstmals skizziert hat
(vgl. Panorama 06/2005). Ein letztes Kapitel
gilt den Fachhochschulen, deren Entwick-
lung der Autor als erfolgreich bezeichnet.
Das Buch von Rolf Dubs fasst die wesent-
lichen Entwicklungen der Berufsbildung in
den vergangenen Jahren konzis zusammen
und bildet damit eines der wenigen umfas-

senden Texte über das Thema. Das BBT liess
es deshalb auch ins Englische übersetzen. 
In seinen Bewertungen ist Dubs wohltuend
deutlich: Der St.Galler Wirstschaftspäda-
goge ist nicht nur ein profunder Kenner des
schweizerischen Berufsbildungssystems,
sondern auch beeindruckend gut über den
Forschungsstand im Ausland informiert.
Nach Auskunft von Ursula Renold hat das
Gutachten für das BBT eine «sehr hohe Be-
deutung» – ein Grund mehr, es mit auf län-
gere Bahnfahrten zu nehmen.

Daniel Fleischmann

Maja Coradi Vellacott
und Stefan C. Wolter
Chancengerechtigkeit im
schweizerischen Bildungs-
wesen. Trendbericht SKBF
Nr. 9, Aarau 2005. 
108 Seiten, 30 Franken.
ISBN 3-908117-96-8, 

ZWEI REZENSIONEN

Chancengerechtigkeit im
Bildungswesen: Vorbildliche
Auslegeordnung

Der Schutz der Chancengerechtigkeit ist ein
hohes Gut schweizerischen Selbstverständ-
nisses. Bereits die Präambel der Bundesver-
fassung enthält die Formulierung, «dass die
Stärke des Volkes sich misst am Wohl der
Schwachen». Und schon in Artikel 2 folgt die
Zwecksetzung, dass die Eidgenossenschaft
«für eine möglichst grosse Chancengleich-
heit unter den Bürgerinnen und Bürgern»

Rolf Dubs: 
Gutachten zu Fragen der
schweizerischen Berufsbil-
dung. 
h.e.p. verlag ag, Bern
2005, 
208 Seiten, 39 Franken. 
ISBN 3-03905-164-4
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Nördliches Waadtland: 

Von Worten zu Taten

Im April dieses Jahres fand eine von der Asso-
ciation pour le développement du Nord vaudois
(ADNV) veranstaltete Tagung zum Thema Be-
rufsbildung statt. Die geäusserten Ideen wä-
ren wohl ohne Folgen geblieben, hätte nicht
die ADNV-Kommission, die dieses Forum or-
ganisiert hatte, konkrete Massnahmen vorge-
schlagen, die inzwischen umgesetzt worden
sind. Ab diesem Herbst erhält eine kleine
Gruppe von Lernenden aus dem Bausektor
z. B. Französisch- und Mathematikunterricht.
Hier können sie ihre Wissenslücken schlies-
sen. Zudem hat die Kommission eine Person
damit betraut, nicht mehr ausbildende Arbeit-
gebende zum Überdenken ihrer Entscheidung
zu veranlassen. Dazu sollen sie Unterstützung
bei der Erfüllung administrativer Anforderun-
gen erhalten, die oft als Barrieren empfunden
werden. PY/MR

Sommeruniversität zum

Thema berufliche Mobilität

Mobilität ist Bestandteil des Lebens und der
Lehre. Ein Stellenwechsel eröffnet neue Fä-
higkeiten und fördert den Unternehmungs-
geist. Der Erfolg eines Wechsels hängt auch
von der Bestätigung der erworbenen Erfah-
rung ab, vom Anrechnen der jeweiligen Be-
rufserfahrung. Die EU hat das Jahr 2006 zum
Jahr der beruflichen Mobilität erklärt. Die Fre-
ref (Fondation des régions européennes pour
la recherche en éducation et formation) hat
zudem vom 30. August bis 2. September 2005
zusammen mit 18 europäischen Regionen,
darunter die Romandie und das Tessin, eine
Sommeruniversität in Archamps (Hochsavoy-
en) organisiert. Vorträge von Politikerinnen,
Sozialpartnern und Forscherinnen umrahmten
Seminare und Studiengruppen.
Umfassendere Angaben zu den Seminaren,
Workshops und Vorträgen sind erhältlich bei
Joël Bonamy, Projektleiter. freref@gate.cnrs.fr.
Hinweise finden sich auch auf der Webseite
der Sommeruniversität:
http://www.gate.cnrs.fr/repal3 PY/EK

Zwischenjahre nur

Notlösung?

Zwischenjahre haben vor allem bei Jugend-
lichen den Ruf von Notlösungen. Tatsächlich
können Brückenangebote aber Schlüsselkom-
petenzen fördern, wie eine «zweite Studienar-
beit» von Anita Hauser und Walter Fluck an der
Hochschule für angewandte Psychologie Zürich
zeigt. Untersucht wurde das Berufs-Integra-
tions-Programm (BIP) in Schlieren, Kanton
Zürich, ein Motivationssemester also.
Die Untersuchung zeigt, dass die Jugendlichen
vor allem ihre Kommunikations- und Teamfä-
higkeit, Flexibilität, Arbeitsmethodik und
Selbstständigkeit verbessern konnten. Hinge-
gen liessen sich Kompetenzen wie Motivation
oder Selbstwert innerhalb der zur Verfügung
stehenden Zeit (6 bis 12 Monate) nur bedingt
steigern. DF

Zusammenfassung: http://www.probip.ch/Micro-
soft_Word__BIP_Internet_Zusammenfassung.pdf
oder www.panorama.ch/files/4694a.pdf. ; Download
der ganzen Arbeit:
http://www.hapzh.ch/pdf/2s/2s0783.pdf oder
www.panorama.ch/files/4694.pdfb. Mehr zum BIP
Schlieren und zu den Motivationssemestern allge-
mein http://www.bbaktuell.ch/pdf/bba2890.pdf

In einer Analyse der Daten der Volkszählungen
von 1970 bis 2000 zeigt der Basler Ökonom
George Sheldon Ausmass und Folgen des be-
rufsstrukturellen Wandels. Er kann als Tertia-
risierung bezeichnet werden. So übten 1980
65 Prozent der Erwerbsbevölkerung einen
Dienstleistungsberuf aus; im Jahr 2000 waren
es 80 Prozent. Diese Verlagerung hat weit 
reichende Auswirkungen auf den Lehrstellen-
markt, und zwar auf zweifache Weise. Zum ei-
nen werden bei Dienstleistungsberufen tradi-
tionell anteilsmässig weniger Lehrstellen
angeboten als bei anderen Berufen; entspre-
chend negative Folgen hat die Tertiarisierung.
Zum anderen ist die Ausbildungsbereitschaft
der Betriebe hinsichtlich der Dienstleistungs-
berufe seit 1980 rückläufig, wie die Grafik
zeigt. Die beiden Effekte erkären je die Hälfte
des Lehrstellenrückgangs. George Sheldon
kommentiert, dass die bildungspolitischen
Konsequenzen dieser Befunde unklar seien:
«Das Problem scheint darin zu liegen, dass die
Arbeitgebenden seit Jahrzehnten bei der Be-
setzung von Dienstleistungsberufen verstärkt
auf Absolventen und Absolventinnen schuli-
scher Berufsausbildungen zurückgreifen.

Doch ob diesem Tatbestand entgegenzutreten
oder ob er hinzunehmen ist, ist ungewiss.» DF

BFS: Eidgenössische Volkszählung 2000. Der berufs-
strukturelle Wandel der Beschäftigung in der

Schweiz 1970–2000, Ausmass, Ursachen und Fol-
gen. Neuchâtel 2005, Fr. 20.00, 
Bestellnummer: 001-0057 / ISBN: 3-303-03201-7.

Der Strukturwandel vernichtet Lehrstellen
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Quelle: Harmonisierte Daten der eidgenössischen Volkszählungen 1970–2000; Berechnungen von George Sheldon

� 1970 � 1980 � 1990 � 2000



IMPRESSUM
Herausgeber: 

Schweizerische Gesellschaft für angewandte Berufs-
bildungsforschung SGAB und Schweizerischer Verband
für Berufsberatung SVB, in Zusammenarbeit mit dem
seco (Staatssekretariat für Wirtschaft)

Redaktion: 

Daniel Fleischmann (DF), Redaktion Berufsberatung 
und Berufsbildung deutsche Schweiz 
dfleischmann@panorama.ch
Viktor Moser (VM), Redaktion Arbeitsmarkt 
vmoser@panorama.ch
Pierre-Yves Puippe (PY), Rédaction Formation 
professionnelle Suisse romande. pypuippe@panorama.ch
Yvonne-Marie Ruedin (YMR), Rédaction Orientation 
professionnelle Suisse romande, ymruedin@panorama.ch
Dr. Emil Wettstein (Wt), Chefredaktor 
ewettstein@panorama.ch
Jacques Amos (JA), Mitarbeiter, Genf

Übersetzung:

Ruth Amos (RA) und AHA-Translations (MR)

Sekretariat:

Girhaldenweg 8, 8048 Zürich
T 044 350 55 18, F 044 350 55 16 
secretariat@panorama.ch

Verlag – Vertrieb – Inserate

Weber AG Verlag
Gwattstrasse 125, CH-3645 Thun/Gwatt 
T 033 336 55 55, F 033 336 55 56 
panorama@weberag.ch

Preise:

Jahresabonnement 
Deutsch oder Französisch CHF 84.– 

(Ausland CHF 100.–, Euro 64.–) 
Deutsch und Französisch CHF 100.– 

(Ausland CHF 116.–, Euro 75.–)
Einzelausgabe CHF 18.– (Ausland Euro 12.–)

ISSN: 1011–5218, 20. Jahrgang
Erscheint zweimonatlich in Deutsch und Französisch
Genauere Angaben: www.panorama.ch/d/imp.html

PA
N

O
R

A
M

A
1|

20
06

34

S E R V I C ES E R V I C E

NEUE PUBLIKATIONEN

«Bahn frei» für weibliche Führungskräfte

Der weibliche Führungsnachwuchs wird als
Wettbewerbsfaktor erfolgreicher Unterneh-
men immer wichtiger. Doch, lassen sich Ma-
nagement-Verantwortung und Familie ver-
einbaren? Fakt ist, dass Bewerberinnen
wegen des «Schwangerschaftsrisikos» im-
mer noch benachteiligt sind. Zum Themen-
kreis «Familie und Führungsfunktion» wur-
den über 200 Führungskräfte und
Akademikerinnen in 45 Gross- und Mittelbe-
trieben befragt. Wichtigste Ergebnisse:
Eine reduzierte Förderung des weiblichen
Führungsnachwuchses aufgrund des
«Schwangerschaftsrisikos» ist empirisch
nicht zu rechtfertigen. Im Rahmen einer in-
tegrierten Karriere- und Lebensplanung ist
es aber möglich, die Karrierehemmnisse der
Frauen zu beseitigen.
Katrin Bartz Schiefer: Mutterschaft auf Füh-
rungsebene – eigentlich kein Problem!, Ver-
lag Rüegger Zürich, 2005, Fr. 52.–.
Genauere Informationen und Bestellung un-
ter: http://www.rueggerverlag.ch/page/ver-
zeichnis/detail.cfm?id=555 VM

«Erwerbsleben, Pendlermobilität und

Ausbildung»

Der vorliegende Band enthält weitere
Sonderauswertungen zur Volkszählung
2000. Er umfasst die wichtigsten Tabellen
und Einführungstexte zu den Themen Er-
werbsleben, Pendlermobilität und Ausbil-
dung. Er besteht aus vier Teilen:
– Definitionen zu Erwerbsleben, Pendlermo-

bilität und Ausbildung
– Text, Tabellen und Grafiken zum Erwerbs-

leben
– Text, Tabellen, Karten und Grafiken zur

Pendlermobilität
– Text, Tabellen, Karten und Grafiken zur

Ausbildung
Dargestellt werden die Ergebnisse für die
Stufen Schweiz und Kantone. Diesem Tabel-
lenband beigefügt ist zudem eine CD-ROM,
welche die entsprechenden statistischen In-
formationen für eine Auswahl von Tabellen
auf der Ebene der Bezirke und Gemeinden
enthält. Die CD-Rom enthält auch einen Link
auf eine interaktive Internetseite, auf wel-
cher die Resultate zu den Veränderungen in

den Pendlerbewegungen und den in den
Jahren 1990 und 2000 benutzten Transport-
mitteln auf verschiedenen regionalen Ni-
veaus dargestellt werden.
Martin Schuler (EPFL), Alain Vuille und Anna
Borkowsky (BFS), 164 Seiten, Fr. 39.– (exkl.
MwSt.), Bestellnummer: 001-0061 DF

Lerntherapie Kurs 10: Armin Metzger zum

letzten Mal dabei

Armin Metzger, der Begründer der Lernthe-
rapie, wird im nächsten Ausbildungsgang
zum Lerntherapeuten das letzte Mal als Do-
zent mitwirken. Die Ausbildung richtet sich
auch an Fachleute aus der Berufsbildung.

Dies ist die letzte Ausgabe von PANORAMA,
an der Yvonne-Marie Ruedin mitgearbeitet
hat.
Im Auftrag des Genfer Amtes für Berufsbe-
ratung und -bildung ist sie 1999 zum Redak-
tionsteam gestossen mit dem Auftrag, die
Belange der Berufsberatung der West-
schweiz zu vertreten. 
Diesen Auftrag hat sie mit viel Engagement
ausgeführt. Sie hat ein dichtes Netz von Kor-
respondentinnen und Korrespondenten in
der Westschweiz aufgebaut. In den Diskus-
sionen innerhalb der Redaktion hat sie sich
aktiv für die Besonderheiten der West-
schweizer Berufsberatung eingesetzt. Ihr
sorgfältiger Umgang mit der Sprache hat
viel zur Hebung der Qualität der Zeitschrift
beigetragen, ihr aus langer Erfahrung stam-
mendes Gefühl für grafische Belange war
uns wertvoll.
Yvonne-Marie Ruedin wendet sich nun ande-
ren Aufgaben zu, und wir sind dabei, einen
Ersatz für sie zu suchen. Es wird nicht ein-
fach sein, jemanden zu finden, der sich mit
ebenso viel Erfahrung und Engagement dem
Ressort Berufsberatung Westschweiz an-
nimmt.

Emil Wettstein, Chefredaktor

AU REVOIR YVONNE-MARIE

Yvonne-Marie Ruedin
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ERGÄNZENDE HINWEISE 
ZU DEN AUFSÄTZEN
Koordinieren – vernetzen – ermächtigen S. 4

Autor

Roland Woodtly ist Dozent und Projektleiter an der HSA
Hochschule für Soziale Arbeit Luzern und Präsident
Netzwerk Case Management Schweiz. Adresse: Werft-
strasse 1, 6002 Luzern. rwoodtly@hsa.fhz.ch oder 
info@netzwerk-cm.ch
Weitere Informationen zum Case Management sowie zu
aktuellen Veranstaltungen unter www.netzwerk-cm.ch

Neue Partner für RAV und Berufsberatung S. 8

Autor

Stefan Kessler, Geschäftsführer der Rehafirst AG (siehe
Kasten), und Hans Schmidt, selbstständiger Rechtsan-
walt und Teilhaber der Rehafirst AG. Adresse: Rehafirst
AG, Hochfarbstrasse 2, 8006 Zürich.
s.kessler@rehafirst.ch und h.schmidt@rehafirst.c=h

Ein offenes Ohr für Lehrlinge in Not S. 27

Autorin

Bettina Hübscher, wissenschaftliche Mitarbeiterin der
Fachstelle Pädagogische Fördermassnahmen, Abteilung
Forschung und Entwicklung des Schweizerischen Institu-
tes für Berufspädagogik in Zollikofen. Adresse: Kirchlin-
dachstrasse 79, 3052 Zollikofen.
bettina.huebscher@bbt.admin.ch

Fussnoten
1 Vergleiche PANORAMA 5/2005, Kurzporträt über More-

no Malacrida; weitere Informationen sind zu finden
auf:www.gibsfreiburg.ch / Mediation sowie www.schul-
sozialarbeit.ch

2 Auskunft über diese Ausbildungen gibt Daniel Adank,
Leiter Weiterbildung SIBP Zollikofen.
daniel.adank@bbt.admin.ch

Auch wenn etwa Massnahmen wie Rückstu-
fung von einer dreijährigen in eine zweijähri-
ge Berufsausbildung unausweichlich sind,
ist für das erfolgreiche Absolvieren das
Lernverhalten entscheidend. Die berufsbe-
gleitende Ausbildung dauert drei Jahre und
kostet rund 30 000 Franken. Die ersten Se-
minartage finden vom 27. bis 31. März statt.
Infos: www.lerntherapie.edu DF

Zwei Publikationen zu Fragen der

Weiterbildung

Schon vor geraumer Zeit ist im h.e.p. Verlag
Bern die empirische Studie mit dem etwas
kryptischen Titel «KMU und die Rolle der
Weiterbildung» erschienen. Sie versucht zu
klären, wie kleine und mittlere Unternehmen
die Weiterbildung des Personals steuern.
Aufgrund ihrer Befragungen schlagen die
Autoren eine Typologie betrieblicher Weiter-
bildungsstrategien vor, deren Extrempositio-
nen die «organisationsorientierte Weiterbil-
dungsstrategie» auf der einen und die
«unspezifische Weiterbildungsstrategie» auf
der anderen ’bilden. Nur gerade 11 Prozent
gehören zu der erstgenannten Gruppe. 
Die Untersuchung bietet eine gute Übersicht
über die wesentlichen Probleme im genann-
ten Bereich und listet wertvolle Handlungs-
empfehlungen für KMU, Weiterbildungsan-
bieter und politische Entscheidungsträger
auf. Leider ist sie in einem akademischen,
umständlichen Deutsch verfasst.
Philipp Gonon, Hans-Peter Hotz, Markus
Weil, André Schläfli: KMU und die Rolle der
Weiterbildung. Eine empirische Studie zu
Kooperationen und Strategie in der Schweiz.
h.e.p. verlag Bern, 2005, ISBN 3-03905-161-X

Eine zweite Untersuchung mit dem Titel
«Die berufliche Weiterbildung in öffentlichen
und privaten Unternehmen in der Schweiz»
ist schon seit längerem in französischer
Sprache vorhanden, in Deutsch aber erst
seit Ende November in Buchform zugäng-
lich. Die Studie im Rahmen des NFP 43 Bil-
dung und Beschäftigung analysierte, wie die
Firmen die der beruflichen Weiterbildung
gewidmeten Mittel einsetzen. Weiter interes-
sierte, wie die Firmen die Wirkung der be-
ruflichen Weiterbildung evaluieren und wel-

che Vorteile sie sich von diesen Investitionen
erwarten. 
Die Untersuchung bestätigt einige interes-
sante Zusammenhänge, so die These, dass
die relativen Aufwendungen für die Weiter-
bildung mit wachsender Betriebsgrösse
steigen. Ebenso wird gezeigt, dass nur 10 bis
20 Prozent der Firmen als Motiv gegen die
Weiterbildung angeben, diese sei Sache der
Arbeitnehmenden selber. Die Ergebnisse der
Studie werden aber massiv durch die gerin-
ge Rücklaufquote in Zweifel gesetzt. Es wa-
ren 12 000 Firmen angefragt worden, nur
1800 Antworten sind eingetroffen.
Siegfried Hanhart, Hans-Rudolf Schulz,
Soledad Perez, Djily Diagne: Die berufliche
Weiterbildung in öffentlichen und privaten
Unternehmen in der Schweiz. Verlag Rüeg-
ger, Zürich, 2005, ISBN-Nr. 3-7253-0814-4 DF

S C H L U S S P U N K TS C H L U S S P U N K T

Ein Bildungsbereich, den es

nicht gibt

Es gibt einen Bildungsbereich in der Schweiz,
den es gar nicht gibt. Er weist zwar rund 20 000
Schülerinnen und Schüler auf und kostet um
die 400 Millionen Franken pro Jahr, aber er
existiert gar nicht.
Ich spreche von den Veranstaltungen zwischen
Sekundarstufe 1 und Sekundarstufe 2, also
zwischen Volksschule einerseits sowie Berufs-
bildung und Mittelschulen andererseits. Die ei-
nen sprechen von Brückenangeboten, die an-
deren von Zwischenjahren. In offiziellen
Darstellungen des Schweizer Bildungssystems,
beispielsweise der Grafik der EDK1, ist dieser
Bereich nicht aufgeführt. Trotzdem – diese
Massnahmen erfüllen wichtige Funktionen: Sie
helfen Lücken aufzufüllen, die in den neun Jah-
ren der Volksschule entstanden sind. Sie helfen
Entwicklungsrückstände zu schliessen, und sie
dienen dazu, Jugendliche von der Strasse zu
holen, die keine Lehrstelle gefunden haben.
Trotzdem wäre zu fragen, ob das Geld gut an-
gelegt ist. Ein Beispiel: Eine Stadt, die auch
Trägerin von Altersheimen und Spitälern ist,
führte ein neues Brückenangebot ein mit der
Begründung, es hätte zu wenig FAGE-Lehrstel-
len (Fachangestellte Gesundheit). Warum wird
dieses Geld nicht aufgewendet, um in den städ-
tischen Altersheimen und Spitälern mehr Lehr-
stellen zu schaffen?
Diese Frage lässt sich verallgemeinern. Ich fin-
de es richtig, dass Brückenangebote bestehen
im Sinne einer zweiten Chance zur Schliessung
von Lücken in den Kenntnissen und zur Behe-
bung von Entwicklungsrückständen. Wenn sie
aber dazu dienen, Lehrstellenmangel zu über-
winden, dann würde man dieses Geld besser in
die Erweiterung des Lehrstellenangebotes
stecken. Dieses gilt für viele Brückenangebote
des Erziehungswesens, die ja in den letzten
Jahres massiv zugenommen haben. Speziell
gilt es aber für diejenigen der Arbeitsmarktbe-
schaffung, die sog. Motivationssemester. Wie
gesagt, der Aufwand, der betrieben wird, liegt
bei 300 bis 400 Millionen Franken2 jährlich. Mit
diesem Geld liesse sich im Lehrstellenmarkt
einiges bewegen!

Emil Wettstein, Chefredaktor

1 www.edk.ch/PDF_Downloads/Bildungswesen_
CH/BildungCH.pdf

2 www.bbprojekte.ch/files/taetigkeit/informa-
tion/5408_Lehrstellenmangel.pdf



lehrreich
Mit einer attraktiven Berufsbildung nimmt die Post ihre gesellschaftliche 
Verantwortung als ein dem Service public verpflichtetes Unternehmen des
Bundes wahr. Sie ermöglicht engagierten Schulabgängerinnen und Schul-
abgängern mit marktorientierten, attraktiven Lehren und Ausbildungen 
den Einstieg in die Berufswelt. Schweizweit werden in 10 Berufen zurzeit 
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werden.
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